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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Große Anfrage der Abgeordneten Burger, Frau Hürland, Geisenhofer, 

Maucher, Dr. Götz, Müller (Remscheid), Dr. von Bismarck, Katzer, Franke (Osnabrück), 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Kohenstein, Picard und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/1 457 - 

betr. Wiedereingiiederung körperiich, geistig und seeiisch Behinderter 
in Geseiischaft, Arbeit und Beruf 


Der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit hat mit Schreiben vom 21. November 1974 
- 014 -GA 7 -21 - die Große Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Die Eingliederung der Behinderten in Gesellschaft, 
Arbeit und Beruf ist eine wichtige sozialpolitische 
Aufgabe. Die sozial-liberale Regierung hat seit 
ihrem Amtsantritt im Jahre 1969 die Rehabilitation 
der Behinderten zu einem Schwerpunkt ihrer Sozial- 
und Gesundheitspolitik gemacht. Bereits in der Re- 
gierungserklärung von Bundeskanzler Brandt im 
Herbst 1969 wurde diese gesellschaftspolitische Auf- 
gabe gezielt angesprochen. Damit wurde eine Ent- 
wicklung eingeleitet, die Rehabilitation zu einem 
wichtigen Faktor fortschrittlicher Gesellschaftspoli- 
tik zu machen und sie in das Bewußtsein der Öffent- 
lichkeit zu heben. Der damit vorgegebene neue 
Rahmen für das Rehabilitationsgeschehen wurde 
von der Bundesregierung konsequent ausgefüllt. 
Bereits im April 1970 hat sie mit der Vorlage des 
Aktionsprogramms zur Förderung der Rehabilitation 
der Behinderten ihre Entschlossenheit bekundet, für 
die besonderen Belange der Behinderten einzutre- 
ten und auf eine Verbesserung ihrer Eingliederung 
in die Gesellschaft hinzuwirken. Um die Verpflich- 
tung des Staates und aller gesellschaftlich relevan- 
ten Kräfte zu verdeutlichen, auf deren enge Koope- 
ration hinzuwirken und die Fortentwicklung der 
Rehabilitation auf allen Teilgebieten in ihrem Zu- 
sammenhang zu sehen, geht das Aktionsprogramm 
über den Zuständigkeitsbereich der Bundesregie- 
rung hinaus. 

Die Bundesregierung hat die Verwirklichung dieser 
Ziel Vorstellungen mit Nachdruck in Angriff genom- 
men und durch Leistungen bewiesen, daß hinter 
ihren Willensbekundungen nicht nur leere Verspre- 
chungen stehen. Ein Rückblick auf die Entwicklung 


seit 1969 zeigt, daß bedeutende Fortschritte erzielt 
werden konnten. 

An erster Stelle ist auf die Verbesserung der ge- 
setzlichen Grundlagen der Rehabilitation hinzuwei- 
sen. Drei von der Bundesregierung eingebrachte 
Gesetze konnten in den vergangenen Monaten ver- 
abschiedet werden. Das Gesetz zur Sicherung der 
Eingliederung Schwerbehinderter in Arbeit, Beruf 
und Gesellschaft (Schwerbehindertengesetz) in der 
Fassung vom 29. April 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S, 1005) ist am 1. Mai 1974 in Kraft getreten. Das 
Dritte Gesetz zur Änderung des Bundessozialhilfe- 
gesetzes (Bundesgesetzbl. I S. 777) konnte bereits 
am 1. April 1974 in Kraft gesetzt werden. Das Ge- 
setz über die Angleichung der Leistungen zur Reha- 
bilitation vom 7. August 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1881) - nachfolgend Rehabilitationsangleichungs- 
gesetz genannt - ist am 1. Oktober 1974 in Kraft 
getreten. Durch diese Gesetze wurde die Rechts- 
stellung der Behinderten, insbesondere der Zivil- 
behinderten wesentlich verbessert, die Leistungen 
der verschiedenen Rehabilitationsträger weitgehend 
angeglichen, das Rehabilitationsverfahren zügiger 
gestaltet und die Zusammenarbeit der verschiedenen 
Träger gestärkt. In konsequenter Verfolgung ihrer 
Politik der schrittweisen Verbesserung der recht- 
lichen Situation der Behinderten und des schritt- 
weisen Abbaues der Differenzierung kausal aus- 
gerichteter Leistungen für Behinderte hat die Bun- 
desregierung dem Deutschen Bundestag inzwischen 
einen Gesetzentwurf über die Sozialversicherung 
Behinderter vorgelegt. Sie hat ferner eine Neuord- 
nung der gesetzlichen Grundlagen über die unent- 
geltliche Beförderung Schwerbehinderter im öffent- 
lichen Personenverkehr beschlossen. Zu den bedeut- 
samen gesetzlichen Neuregelungen gehört auch die 
Ausbildung für Berufe des Gesundheitswesens, ins- 
besondere die Neufixierung von Berufsbildern, die 
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vorwiegend der Rehabilitationsmedizin zuzuordnen 
sind. In diesem Jahr wurde der Entwurf eines Ge- 
setzes über den Beruf des Beschäftigungs- und 
Arbeitstherapeuten dem Deutschen Bundestag zu- 
geleitet. Der Entwurf eines Gesetzes über nicht- 
ärztliche Heilberufe in der Geburtshilfe und in der 
Krankenpflege, in dem ebenfalls die Belange der 
Rehabilitation besondere Berücksichtigung erfahren 
sollen, befindet sich in Vorbereitung. 

Ein weiterer Schwerpunkt der Initiativen der Bun- 
desregierung auf dem Sektor der Rehabilitation ist 
der Aufbau und Ausbau eines Netzes von Rehabili- 
tationseinrichtungen für alle Bereiche der Rehabili- 
tation. Die Bundesregierung hat trotz ihres durch 
die Verfassung für den Bereich der Rehabilitation 
Behinderter nur begrenzten Zuständigkeitsbereichs 
eine nicht unwesentliche Zahl von Einrichtungen 
finanziell gefördert, die vor allem als Modelle künf- 
tigen Rehabilitationsgeschehens richtungsweisend 
geworden sind. 

Mit Unterstützung der Bundesregierung wurde ein 
bedarfsdeckendes Netz von beruflichen Rehabilita- 
tionseinrichtungen geschaffen. Der Ausbau der Be- 
rufsförderungswerke zur Eingliederung behinderter 
Erwachsener ist weitgehend vollendet. Der Ausbau 
eines entsprechenden Netzes von Berufsbildungs- 
werken zur Ausbildung jugendlicher Behinderter 
macht zügige Fortschritte. Mehrere Rehabilitations- 
zentren für spezielle Krankheits- oder Behinderungs- 
arten, in denen bereits am Krankenbett mit Maß- 
nahmen zur beruflichen Rehabilitation begonnen 
wird, sind als Modelleinrichtungen von der Bundes- 
regierung gefördert worden; weitere Zentren sind 
in der Planung. Sie schließen in ihrer Aufgaben- 
stellung die Lücke zwischen den Akutkrankenhäu- 
sern und den Berufsförderungswerken. Auch für die 
Behinderten, die am allgemeinen Arbeitsmarkt nicht 
mehr Unterkommen können, sieht die Bundesregie- 
rung Hilfen vor. So soll ein bundesweites Netz von 
leistungsfähigen Werkstätten für Behinderte errich- 
tet werden, in denen diesen Personen Arbeitsplätze 
und Plätze zum Arbeitstraining zur Verfügung 
stehen. 

Wie ernst die Bundesregierung ihre Aufgaben in 
der Rehabilitation nimmt, machen folgende Zahlen 
deutlich: Die Bundesmittel für bauliche Maßnahmen 
im Bereich der beruflichen Rehabilitation wurden 
von 5 Millionen DM im Jahre 1968 auf ca. 60 Millio- 
nen DM im Jahre 1974 erhöht. 

Allein der Bund wendet damit heute in jedem Jahr 
mehr als das Zehnfache der früheren Jahre auf. 
Auch im Rahmen der Finanzplanung des Bundes für 
die Haushaltsjahre 1975 bis 1978 sind jeweils jähr- 
lich 60 Millionen DM veranschlagt. Die Bundes- 
regierung hat weiter eine größere Zahl von über- 
regionalen Einrichtungen gefördert, die vorwiegend 
der medizinischen Prävention oder Rehabilitation 
dienen. Eine Analyse der Erfahnmgen ist nahezu 
abgeschlossen; sie wird es ermöglichen, die zukünf- 
tige Planung auf diesem Gebiet zu verbessern und 
hinsichtlich der Zielsetzung und der Prioritäten- 
bildung zu präzisieren. 


Um die behinderten Menschen in unserer Gesell- 
schaft voll einzugliedem, bedarf es nicht nur medi- 
zinischer und beruflicher Hilfen. Vor allem für Kin- 
der und Jugendliche, aber auch für solche erwach- 
sene Behinderte, die nicht mehr in das Berufsleben 
eingegliedert werden können, sind Einrichtungen 
erforderlich, die ihnen die Führung eines menschen- 
würdigen Lebens trotz ihrer Behinderung ermög- 
lichen. Einrichtungen der Freizeitgestaltung kommt 
hierbei eine große Bedeutung zu. Die Bundesregie- 
rung hat daher modellhafte und überregionale 
Wohn-, Pflege- und Gemeinschaftseinrichtungen so- 
wie Einrichtungen der Freizeitgestaltung gefördert, 
um den auch hier noch bestehenden Fehlbedarf ab- 
zubauen. Sie wird ihre Hilfen entsprechend der 
großen Bedeutung, die diesen Einrichtungen für die 
Rehabilitation Behinderter zukommt, künftig noch 
verstärken. 

Auf dem Gebiet der Forschungsförderung hat die 
Bundesregierung besondere Aufmerksamkeit auf die 
Weiterentwicklung technischer und orthopädischer 
Hilfen für gliedmaßen- und sinnesgestörte Kinder, 
Jugendliche und Erwachsene gerichtet, weil eine 
sachgemäße orthopädische Versorgung und Aus- 
stattung mit technischen Hilfsmitteln eine besondere 
Bedeutung für die berufliche und gesellschaftliche 
Rehabilitation hat. Bei Kindern und Jugendlichen 
ist sie vielfach eine der wichtigsten Voraussetzun- 
gen für die Durchführung der Vorschul- und Schul- 
ausbildung. 

Ferner wurden in der durch die Bundesregierung 
geförderten Forschung sozial-medizinische Probleme 
einzelner Behinderungsarten und Fragen des Aus- 
bildungs- und Berufs Verlaufs behinderter Jugend- 
licher und des Erfolgs beruflicher Rehabilitations- 
maßnahmen erwachsener Behinderter untersucht. 

Durch Gutachten und Veröffentlichung von For- 
schungsergebnissen konnten Fachleute und Betrof- 
fene sowie die breite Öffentlichkeit mit Fragen der 
Rehabilitation behinderter Kinder und älterer Men- 
schen umfassend vertraut gemacht werden. 

Im Bildungsgesamtplan haben Bund und Länder 
vereinbart, für die Förderung behinderter Kinder 
im pädagogischen Bereich bessere Bedingungen zu 
schaffen. Im Rahmen seiner Zuständigkeit trägt der 
Bund durch Förderung von Modellversuchen und 
Projekten der Bildungsforschung zur Realisierung 
dieser Zielsetzung bei. 

Insgesamt wurden durch die Bundesregierung seit 
1969 rund 280 Millionen DM für die Förderung von 
Baumaßnahmen und Forschungsvorhaben auf dem 
Gebiet der Rehabilitation, von zentralen Vereini- 
gungen und Maßnahmen der Behindertenfürsorge 
zur Verfügung gestellt. Hinzu kommen 100 Millio- 
nen DM zur finanziellen Ausstattung der Stiftung 
„Hilfswerk für behinderte Kinder". 

Die Bundesregierung stellt heute mit Befriedigung 
fest, daß das Aktionsprogramm der Bundesregierung 
aus dem Jahre 1970 eine bundesweite Initialzün- 
dung zur Verbesserung und Ausgestaltung des Re- 
habilitationsgeschehens in der Bundesrepublik aus- 
gelöst hat und seine Verwirklichung in den zurück- 
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liegenden Jahren zielstrebig vorangetrieben wurde. 
Die Bundesregierung ist sich der Tatsache bewußt, 
daß trotz dieser unbestreitbaren Erfolge noch vieles 
zu tun ist, um alle Behinderten möglichst vollständig 
in unsere Gesellschaft zu integrieren. Dies wird mit 
dem gleichen Nachdruck geschehen wie bisher. An- 
gesichts der Erfolge der sozial-liberalen Regierung, 
deren Darstellung nachfolgend noch vertieft wird, 
soweit die einzelnen Fragen hierzu Anlaß geben, 
ist in vollem Umfang der Schluß gerechtfertigt, daß 
der Bund in Zusammenwirken mit den übrigen Stel- 
len der öffentlichen Verwaltung und den privaten 
Trägern die große soziale und humanitäre Aufgabe 
der Eingliederung der Behinderten gemäß der in 
unserer Verfassung verankerten Verpflichtung eines 
sozialen Rechtsstaates lösen wird. 

Zu den Einzelfragen nimmt die Bundesregierung wie 
folgt Stellung: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Ergeb- 
nisse aus dieser Untersuchung, und zu welchen 
Schlußfolgerungen gelangt sie? 

Die Ergebnisse der Untersuchung des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundes- 
anstalt für Arbeit in Erlangen können nicht ohne 
weiteres auf die Verhältnisse der Behinderten in 
der Gegenwart übertragen werden. Die Untersu- 
chung wurde im Jahre 1970 - also vor 4 Jahren - 
durchgeführt; sie kann sich daher nur auf Vor- 
gänge vor dieser Zeit stützen, einer Zeit, in der 
nicht eine sozial-liberale Koalition die Sozialpolitik 
bestimmte. Die Fortschritte, die von der sozial- 
liberalen Bundesregierung mit der von ihr verfolg- 
ten Sozialpolitik im Bereich der Rehabilitation der 
Behinderten erzielt worden sind, mußten daher bei 
den Ergebnissen der genannten Untersuchung 
zwangsläufig außer Betracht bleiben. 

Die Bundesregierung verkennt keineswegs die 
Schwierigkeiten, die einer reibungslosen Eingliede- 
rung der Behinderten in Arbeit, Beruf und Gesell- 
schaft entgegenstehen und hat sich deshalb für das 
sozialpolitische Ziel, Chanchengleichheit für diesen 
Personenkreis im Berufsleben zu erreichen, mit 
Nachdruck und mit Erfolg eingesetzt. 

Wie bereits in der Vorbemerkung erwähnt, hat sich 
die Bundesregierung mit besonderer Aufmerksam- 
keit der Förderung der beruflichen Bildung Behin- 
derter gewidmet. So wurden allein 1973 mehr Mit- 
tel zum Bau von Einrichtungen der beruflichen Bil- 
dung Behinderter vom Bund bereitgestellt, als in 
den Jahren vor Bildung der sozial-liberalen Koali- 
tion zusammen. Mit den 1973 zur Verfügung stehen- 
den 45 Millionen DM wurde der Auf- und Ausbau 
eines Netzes von Rehabilitationseinrichtungen zügig 
fortgesetzt. 

Das geplante bundesweite Netz von Berufsförde- 
rungswerken für die Umschulung behinderter Er- 
wachsener mit insgesamt 11 000 Plätzen ist bereits 
weitgehend fertiggestellt. In diesen Einrichtungen 
werden solche Behinderte auf einen neuen Beruf 


vorbereitet, die während der Ausbildung besonderer 
begleitender Dienste sei es medizinischer, psycholo- 
gischer oder sozialer Art, bedürfen. Ziel der Um- 
schulung ist es, durch Vermittlung von Kenntnissen 
und Fertigkeiten in zukunftsorientierten Berufen 
eine den Fähigkeiten des einzelnen entsprechende 
Arbeitsvermittlung sicherzustellen. 

Der Aus- und Aufbau des beabsichtigten Netzes 
von Berufsbildungswerken in einer ersten Stufe mit 
etwa 6000 Plätzen für die Ausbildung behinderter 
Jugendlicher wird weiter zügig vorangetrieben. 
Auch hier soll nach modernen Methoden eine Aus- 
bildung in zukunftsorientierten Berufen gewähr- 
leistet werden. Es werden nur solche behinderte Ju- 
gendliche aufgenommen, die besonderer ausbil- 
dungsbegleitender Dienste bedürfen. 

Die Bundesanstalt für Arbeit und die Sozialver- 
sicherungsträger sowie die Länder unterstützen 
diese Maßnahmen. 

Auch für die Behinderten, die am allgemeinen 
Arbeitsmarkt nicht mehr Unterkommen können, 
sieht die Bundesregierung Hilfen vor. So soll ein 
bundesweites Netz von leistungsfähigen Werkstät- 
ten für Behinderte errichtet werden, in denen diesen 
Personen Arbeitsplätze und Plätze zum Arbeits- 
training zur Verfügung stehen. Denn auch sie haben 
ein Recht auf freie Entfaltung ihrer Persönlichkeit 
und damit auf Betätigung entsprechend ihren Fähig- 
keiten und Fertigkeiten. Die sozial-liberale Bundes- 
regierung unterstützte bereits in den vergangenen 
Jahren die Errichtung solcher Werkstätten aus Mit- 
teln nach dem Zonenrandförderungsgesetz; Haupt- 
träger der finanziellen Last war die Bundesanstalt 
für Arbeit. 1973 wurden allein hierfür von der 
Bundesanstalt für Arbeit 44,3 Millionen DM als Zu- 
schüsse und Darlehen eingesetzt, das bedeutet eine 
Steigerung gegenüber dem Vorjahr um rund 77 v. H. 
Insgesamt werden nach der Finanzplanung des Bun- 
des die Mittel für die Förderung von Einrichtungen 
der beruflichen Rehabilitation von 45 Millionen DM 
(1973) auf rund 60 Millionen DM (1976) steigen 
(jeweils einschließlich der Mittel nach dem Zonen- 
randförderungsgesetz). Hinzu kommen die Mittel 
der Bundesanstalt für Arbeit. Darüber hinaus ist 
nach dem am 1. Mai 1974 in Kraft getretenen 
Schwerbehindertengesetz zur Förderung des Aus- 
gleichs bei der Unterbringung Schwerbehinderter 
und zur Förderung von Einrichtungen und Maß- 
nahmen, die den Interessen mehrerer Länder auf 
dem Gebiet der Arbeits- und Berufsförderung 
Schwerbehinderter dienen, beim Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung ein Ausgleichsfonds ge- 
schaffen, dem 40 v. H. des Aufkommens aus der 
Ausgleichsabgabe zufließen. Außerdem wird die 
Beschäftigungslage der Werkstätten für Behinderte 
dadurch stabilisiert, daß den Arbeitgebern Anreize 
für eine verstärkte Vergabe von Aufträgen an diese 
Stätten gegeben werden (Verrechnung von Auf- 
trägen auf die Ausgleichsabgabe). 

Die Bundesregierung hat ferner dafür Sorge ge- 
tragen, daß den schutzbedürftigen Behinderten ge- 
nügend geeignete Arbeitsplätze zur Verfügung ste- 
hen und ihr Schutz am Arbeitsplatz sichergestellt 
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ist. Das neue Sdiwerbehindertengesetz sieht im 
wesentlichen folgende Verbesserungen vor: 

Der geschützte Personenkreis wird auf alle Schwer- 
behinderten, unabhängig von Art oder Ursache 
ihrer Behinderung, ausgedehnt, Schwerbehinderte 
sind in Zukunft alle körperlich, geistig oder see- 
lisch Behinderten, die in ihrer Erwerbstätigkeit um 
wenigstens 50 v. H. gemindert sind. Audi die Mög- 
lichkeit der Gleichstellung derjenigen Behinderten 
mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um weni- 
ger als 50, mindestens jedoch um 30 v. H. wird bei- 
behalten und auf alle Behinderten ausgedehnt. 

Diese Behinderten erhalten damit Zugang zu den 
Schutzmaßnahmen des Schwerbehindertengesetzes, 
wenn auf Grund der Behinderung die Vermittlung 
eines geeigneten Arbeitsplatzes erschwert oder ein 
bereits bestehendes Arbeitsverhältnis wegen der 
Behinderung gefährdet ist. 

Um eine ausreichende Zahl von Plätzen für die Be- 
schäftigung Schwerbehinderter zur Verfügung zu 
haben, wird die Beschäftigungspflicht auf alle Ar- 
beitgeber mit mindestens 16 Arbeitsplätzen ausge- 
dehnt. Jeder Arbeitgeber erfüllt in erster Linie seine 
Beschäftigungspflicht dadurch, daß er 6 v. H. seiner 
Arbeitsplätze für Schwerbehinderte bereitstellt. Ist 
er hierzu nicht bereit oder nicht in der Lage, soll 
er als Ausgleich wenigstens einen Geldbetrag zur 
Förderung der beruflichen Rehabilitation der Be- 
hinderten entrichten. Der Betrag der Ausgleichsab- 
gabe ist auf 100 DM monatlich festgesetzt worden. 
Die Ausgleichsabgabe trifft in Zukunft auch die 
Arbeitgeber der öffentlichen Hand. 

Ferner wurde durch das neue Gesetz der Kündi- 
gungsschutz verbessert, insbesondere durch eine 
wirksame Sicherung der älteren Arbeitnehmer, weil 
künftig auch altersbedingte Minderungen der Er- 
werbsfähigkeit, vor allem vorzeitige Verschleiß- 
erscheinungen, die Schwerbehinderteneigenschaft 
und damit den Kündigungsschutz begründen. Dar- 
über hinaus ist sowohl eine ordentliche als auch 
eine außerordentliche Kündigung nur dann möglich, 
wenn die Hauptfürsorgestelle aufgrund eines An- 
trages des Arbeitgebers vorher zugestimmt hat. Vor 
der Zustimmung ist sorgfältig zu prüfen, ob der 
Betroffene seinen Arbeitsplatz nicht doch behalten 
oder ob er nicht wenigstens auf einen gleichwertigen 
Arbeitsplatz im selben Betrieb umgesetzt werden 
kann. Im Rahmen der Regelung des Zusatzurlaubes 
für alle Schwerbehinderten wurde klargestellt, daß 
der arbeitsfreie Samstag nicht mehr auf den Zusatz- 
urlaub angerechnet wird. 

Des weiteren wurde, um den Schwerbehinderten 
gleiche Chancen im beruflichen Wettbewerb mit 
Nichtbehinderten einzuräumen, die nachgehende 
Hilfe im Arbeitsleben umfassend geregelt. Diese 
Hilfe soll die Eingliederung der Behinderten nach 
Abschluß der medizinischen und beruflichen Reha- 
bilitationsmaßnahmen unterstützen. 

Das Schwerbehindertengesetz bringt indessen noch 
eine Reihe weiterer Verbesserungen der Rechtsstel- 
lung der Schwerbehinderten. Die wichtigsten sind: 

— Die Beschäftigungspflicht der Arbeitgeber wird 


auch auf Schwerbehinderte ausgedehnt, die aus- 
gebildet oder umgeschult werden. 

— Jeder Arbeitgeber ist verpflichtet, bei der Be- 
setzung freier Arbeitsplätze zu prüfen, ob 
Schwerbehinderte beschäftigt werden können. 
Bewerbungen von Schwerbehinderten sind mit 
dem Vertrauensmann zu erörtern und mit seiner 
Stellungnahme dem Betriebs- oder Personalrat 
mitzuteilen. 

— Die Fürsorgepflicht des Arbeitgebers wird über 
eine angemessene Beschäftigung hinaus auf die 
Förderung der beruflichen Entwicklung erwei- 
tert. Der schwerbehinderte Arbeitnehmer ist bei 
innerbetrieblichen Maßnahmen der beruflichen 
Bildung bevorzugt zu berücksichtigen. Die Teil- 
nahme an außerbetrieblichen Maßnahmen ist in 
zumutbarem Umfang zu erleichtern. 

Die Stellung des Vertrauensmannes, der im Betrieb 
die Interessen der Schwerbehinderten gegenüber 
dem Arbeitgeber wahrzunehmen hat, wird gestärkt. 
Die Position des Vertrauensmannes wird der Rechts- 
stellung eines Betriebs- oder Personalratsmitglieds 
weitgehend angenähert. Das Anhörungsrecht des 
Vertrauensmannes gegenüber dem Arbeitgeber wird 
erweitert. Er muß künftig in allen Angelegenheiten, 
die einen Schwerbehinderten berühren, rechtzeitig 
und umfassend unterrichtet und gehört werden. Er 
erhält das Recht, an den Sitzungen der Personal- 
vertretung teilzunehmen, und er kann Beschlüsse, 
die nach seiner Auffassung dem Wohl der Schwer- 
behinderten zuwiderlaufen, beanstanden. 

Auch nach dem Gesetz über die Angleichung der 
Leistungen zur Rehabilitation, das am 1. Oktober 
1974 in Kraft getreten ist, wird die Situation der 
Behinderten wesentlich verbessert. Nach der Kon- 
zeption des Gesetzes sind die Fähigkeiten des Be- 
hinderten und damit sein Leistungsvermögen grund- 
sätzlich voll auszuschöpfen. Rehabilitation muß in 
erster Linie die vollwertige und dauerhafte Ein- 
gliederung des Behinderten anstreben. Sie darf des- 
halb den beruflichen und sozialen Aufstieg nicht ver- 
sperren. Die Eignung des einzelnen Behinderten ent- 
scheidet. Die in Fragen der Arbeits- und Berufs- 
förderung sowie des Arbeitsmarktes besonders er- 
fahrenen Fachdienste der Bundesanstalt für Arbeit 
sind bereits bei der ersten Beratung der Behinder- 
ten über berufsfördernde Maßnahmen durch den zu- 
ständigen Rehabilitationsträger zu beteiligen, um 
eine an der zukünftigen Entwicklung des Arbeits- 
marktes orientierte Entscheidung zu gewährleisten. 
Außerdem werden sich die Rehabilitationsträger in 
Zukunft mehr der sozialen Eingliederung der Be- 
hinderten widmen. Im einzelnen wird dieses Pro- 
blem bei der Beantwortung von Frage 12 zu erörtern 
sein. 

Angesichts dieses gesetzgeberischen und finanziel- 
len Engagements der Bundesregierung zugunsten 
der Behinderten und der hierdurch eingeleiteten 
Entwicklung seit 1969 ist es sachlich nicht mehr 
zu rechtfertigen, die Zahlen einer im Jahre 1970 
durchgeführten und auf zurückliegende Vorgänge 
gestützten Untersuchung als Maßstab und Grundlage 
für die Bewertung einer umfassenden, neuen Reha- 
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bilitationspolitik heranzuziehen. Aus - allerdings 
nicht repräsentativen - Erfolg skontrolien einiger 
Berufsförderungswerke ergibt sich, daß die beruf- 
liche Situation von Behinderten heute auch geraume 
Zeit nach Abschluß der Bildungsmaßnahmen durch- 
aus den Erwartungen entspricht, gravierende Be- 
nachteiligungen bei diesen Behinderten also nicht 
mehr vorliegen. Repräsentative Ergebnisse über die 
berufliche Situation von Behinderten, die an beruf- 
lichen Rehabilitationsmaßnahmen teilgenommen ha- 
ben, sind erst von einer Erfolgskontrolle zu erwar- 
ten, die das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs- 
forschung der Bundesanstalt für Arbeit in Erlangen 
in Zusammenarbeit mit dem Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung vorbereitet hat und zur 
Zeit durchführt. Von Bedeutung dürften auch Er- 
gebnisse einer repräsentativen Untersuchung über 
die berufliche Situation von jugendlichen Behinder- 
ten sein, die gegenwärtig von Professor Specht (Er- 
langen/Nürnberg) im Auftrag des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung und der Bundes- 
anstalt für Arbeit durchgeführt wird. 

Zu der in Rede stehenden Untersuchung des Jahres 
1970 selbst ist im übrigen noch anzuführen, daß sie 
sich auf alle behinderten männlichen Erwerbsperso- 
nen bezog, also auch auf solche, bei denen in den 
voraufgegangenen Jahren keine oder nur unzu- 
reichende Rehabilitationsmaßnahmen durchgeführt 
wurden. Bei diesen dürften die Benachteiligungen im 
Erwerbsleben besonders stark gewesen sein. Im 
Hinblick auf den Ausbau der Berufsförderungs- und 
Berufsbildungswerke und die verstärkten Bemühun- 
gen um die berufliche Rehabilitation in den letzten 
Jahren ist zu erwarten, daß sich die berufliche Situ- 
ation der Behinderten wesentlich verbessert hat 
und weiter verbessern wird. Außerdem ist zu be- 
denken, daß es sich bei den Ergebnissen der Unter- 
suchung um subjektive Einschätzungen der Befrag- 
ten handelt und die Untersuchung davon ausging, 
daß es das Ziel der Rehabilitation ist. Behinderte 
voll in das Berufsleben zu integrieren und die aus 
der gesundheitlichen Beeinträchtigung resultierende 
Einschränkung von Körperfunktionen voll auszu- 
gleichen. Man darf aber nicht übersehen, daß dieses 
Ziel nicht in allen Fällen erreicht werden kann. 


2. Wie gedenkt die Bundesregierung die unzu- 
längliche Behindertenstatistik zu verbessern, 
nachdem letztmalig durch eine Zusatzbefragung 
zum Mikrozensus von 1966 eine Zahl von ins- 
gesamt 4,05 Millionen ermittelt wurde? 

Aussagekräftige Unterlagen u. a. über die Gesamt- 
zahl der körperlich, geistig und seelisch Behinderten 
werden von der im Schwerbehindertengesetz vor- 
gesehenen Behindertenstatistik erwartet. 

Nach § 51 dieses Gesetzes wird über die Behinder- 
ten alle fünf Jahre und über die Durchführung von 
Maßnahmen zur Rehabilitation jährlich eine Bundes- 
statistik durchgeführt. 

Diese Statistiken umfassen folgende Tatbestände 

1. die Zahl der Behinderten 


2. persönliche Merkmale der Behinderten, wie 
Alter, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, Wohnort 

3. Stellung der Behinderten im Erwerbsleben und 
Beruf 

4. Art und Ursache der Behinderung, einschließlich 
des Grades einer auf ihr beruhenden Minderung 
der Erwerbsfähigkeit 

5. Art, Ort, Dauer, Verlauf und Ergebnis der durch- 
geführten Rehabilitationsmaßnahmen. 

Im Hinblick auf die bisher nicht befriedigenden Er- 
fahrungen mit der Mitteilungspflicht der Ärzte im 
Rahmen der Bestimmungen des Abschnitts 12 des 
Bundessozialhilfegesetzes in der Fassung vom 
18. September 1969 (BGBl. I S. 1688) ist nunmehr 
im Rehabilitationsangleichungsgesetz durch Einfüh- 
rung einer entsprechenden Bestimmung in die 
Reichsversicherungsordnung (§ 368 r) die Verpflich- 
tung der Kassenärzte begründet worden, die ihnen 
bekanntwerdenden Behinderungen den Kranken- 
kassen mitzuteilen. Einzelheiten dieser Mitteilungs- 
pflicht sollen zwischen den Bundesverbänden der 
Krankenkassen und den kassenärztlichen Bundes- 
vereinigungen vertraglich festgelegt werden. 

Die Krankenkassen, die mit Inkrafttreten des Ge- 
setzes über die Angleichüng der Leistungen zur 
Rehabilitation Träger der Rehabilitation geworden 
sind, sind damit ihrerseits nach den Vorschriften des 
§51 des Schwerbehindertengesetzes verpflichtet, für 
die jährliche Leistungsstatistik der Träger der Reha- 
bilitation die erforderlichen Daten zur Verfügung 
zu stellen. 

Aufgrund dieser Regelung kann erwartet werden, 
daß durch die Einschaltung der gesetzlichen Kran- 
kenkassen in das Informationsverfahren mehr als 
90 V. H. der Bevölkerung und damit ein entsprechend 
hoher Anteil der Behinderten erfaßt werden. Zu- 
gleich werden damit die Bedenken weitgehend aus- 
geräumt, die bisher vor allem von ärztlicher Seite 
gegen die Mitteilungspflicht aufgrund der Bestim- 
mungen des Abschnitts 12 des Bundessozialhilfe- 
gesetzes geltend gemacht worden sind. 

Für diejenigen Behinderten, die keine Rehabilita- 
tionsleistungen der Krankenkassen, der gesetzlichen 
Unfallversicherung oder der gesetzlichen Renten- 
versicherung oder als Beschädigte nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz oder nach Gesetzen, die das Bun- 
desversorgungsgesetz für anwendbar erklären, er- 
halten, gelten weiterhin allein die Vorschriften des 
Abschnitts 12 des Bundessozialhilfegesetzes. 


3. Kann die Bundesregierung eine eindeutige 
Definition des Begriffs „Behinderung" im Hin- 
blick auf die statistische Erfassung und die 
in Kürze zu vollziehende rechtliche Gleichstel- 
lung aller Behinderten im Schwerbehinderten- 
recht geben? 

Das Schwerbehindertengesetz ist inzwischen am 
1. Mai 1974 in Kraft getreten. 

In § 1 des Gesetzes wird der Begriff des Schwer- 
behinderten wie folgt umschrieben: 
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„Schwerbehinderte im Sinne dieses Gesetzes sind 
Personen, die körperlich, geistig oder seelisch 
behindert und infolge ihrer Behinderung in ihrer 
Erwerbsfähigkeit nicht nur vorübergehend um 
mindestens 50 vom Hundert gemindert sind, so- 
fern sie rechtmäßig im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes wohnen, sich gewöhnlich aufhalten oder 
eine Beschäftigung als Arbeitnehmer ausüben." 

Diese Definition gilt jedoch nur für den Anwen- 
dungsbereich des Schwerbehindertengesetzes. 

In § 51 dieses Gesetzes wird eine modifizierte sta- 
tistische Erfassung der Behinderten über die in §§ 3, 
27 des Gesetzes genannten Stellen und die sonstigen 
Träger der Rehabilitation geregelt. 

Die Bundesregierung geht bei der Auslegung dieser 
Vorschrift von folgenden Abgrenzungen aus: 

1. Im Sinne der alle fünf Jahre durchzuführenden 
Bestandsstatistik sind alle Personen als Behin- 
derte anzusehen, die infolge einer körperlichen, 
geistigen oder seelischen Behinderung in ihrer 
Erwerbsfähigkeit nicht nur vorübergehend um 
einen bestimmten Grad gemindert sind (§§ 1 
und 2 Schwerbehindertengesetz) und bei den 
Stellen in Erscheinung treten, die mit der Durch- 
führung des Schwerbehindertengesetzes (§§ 3 
und 27) beauftragt sind. 

2. In der jährlich durchzuführenden Leistungssta- 
tistik werden alle Personen erfaßt, die wegen 
einer körperlichen, geistigen oder seelischen Be- 
hinderung Leistungen und Maßnahmen der medi- 
zinischen, beruflichen oder sozialen Rehabilita- 
tion von einem Träger der Rehabilitation in An- 
spruch nehmen. 

Die Fixierung eines umfassenden, für alle gesetz- 
lichen Normen maßgebenden Begriffs wird hiermit 
indessen nicht erreicht. Bemühungen um eine solche 
allgemeingültige Begriffsbestimmung konnten bis- 
her nicht erfolgreich abgeschlossen werden, weil die 
Funktion der einzelnen Maßnahme weitgehend den 
Kreis der von ihr erfaßten Personen bestimmt. Da 
das Rehabilitationsgeschehen sehr heterogen struk- 
turiert ist, ist mithin auch die Zielsetzung der ein- 
zelnen Maßnahmen, die vom Sozialversicherungs- 
bis zum Steuerrecht, von der orthopädischen Ver- 
sorgung über den Schutz des Behinderten am Ar- 
beitsplatz bis zu Vergünstigungen bei der Benutzung 
öffentlicher Nahverkehrsmittel gehen, unterschied- 
lich. 


4. Ist es durch die Maßnahmen der Rehabilita- 
tionsträger gelungen, die Zahl der rund zwei 
Millionen Frühinvaliden in der Bundesrepublik 
und den jährlichen Zugang von etwa 200 000 
Personen nachhaltig zu verringern? 

Die Maßnahmen der Rehabilitationsträger sind dar- 
auf ausgerichtet, die Zahl der Frühinvaliden mög- 
lichst niedrig zu halten? als Frühinvalide wird dabei 
jede Person angesehen, die vor Erreichen der in der 
gesetzlichen Rentenversicherung vorgesehenen 
Altersgrenze aus gesundheitlichen Gründen aus dem 


Erwerbsleben ausscheidet. Die Rehabilitation geht 
der Rentengewährung vor. 

Diesen Grundsatz hat der Gesetzgeber im Rehabili- 
tationsangleichungsgesetz ausdrücklich normiert. 
Der von den Rehabilitationsträgern angestrebte Er- 
folg läßt sich jedoch nicht in zuverlässige Zahlen 
fassen, da entsprechende statistische Lfnterlagen 
fehlen. 

Die Bundesregierung hat bereits 1970 in ihrer Ant- 
wort auf die Große Anfrage der CDU/CSU-Fraktion 
betreffend die Wiedereingliederung körperlich, gei- 
stig und seelisch Behinderter in Arbeit, Beruf und 
Gesellschaft (Rehabilitation) - Bundestags-Druck- 
sache VI/896 - festgestellt, daß der weit überwie- 
gende Teil der Frühinvaliden mehr als 60 Jahre 
alt ist. Die Bundesregierung hat keine Anhalts- 
punkte dafür, daß sich die Altersstruktur zu Lasten 
jüngerer Jahrgänge verschoben hat. Bei älteren Men- 
schen sind aber die Möglichkeiten zur Rehabilitation 
beschränkt. Deshalb kommt den Maßnahmen der 
Prävention entscheidende Bedeutung zu. Die Be- 
kämpfung der vorzeitigen Invalidität hat zu einem 
maßgeblichen Teil vorzeitige oder überdurchschnitt- 
liche Abnutzungs- und Verbrauchserscheinungen 
zum Gegenstand. Sie muß daher möglichst frühzeitig 
einsetzen und sich auf alle Lebensbereiche erstrek- 
ken. Dabei ist eine scharfe Trennung zwischen Reha- 
bilitation und Prävention weder möglich noch nötig. 

So stellt das Rehabilitationsangleichungsgesetz die 
von einer Behinderung Bedrohten den Behinderten 
gleich. Die Rehabilitationsträger haben diesem Per- 
sonenkreis daher die gleichen Leistungen wie Behin- 
derten zu gewähren. Auch im Rahmen der Sozial- 
hilfe wurde das Gewicht der Früherkennungsmaß- 
nahmen durch die Dritte Novelle zum Bundessozial- 
hilfegesetz verstärkt. Auf die in § 181 der Reichs- 
versicherungsordnung genannten Früherkennungs- 
untersuchungen besteht ein Rechtsanspruch. Ihre 
volle Wirkung können diese Maßnahmen aber nur 
entfalten, wenn der einzelne bereit ist, sie in An- 
spruch zu nehmen. 

über die Erfahrungen mit der Einführung von Früh- 
erkennungsmaßnahmen im Rahmen der sozialen 
Krankenversicherung hat die Bundesregierung dem 
Deutschen Bundestag im April 1973 einen Bericht 
(Bundestags-Drucksache 7/454) vorgelegt. Aus die- 
sem Bericht geht die Bedeutung der Vorsorgehilfe 
und der Früherkennungsuntersuchungen hervor. Die 
Sachverständigenkommission für die Weiterentwick- 
lung der Krankenversicherung wird den Bericht aus- 
werten und aufgrund der Erfahrungen Vorschläge 
für die Entwicklung der Vorsorgehilfe einschließlich 
der Maßnahmen zur Verhütung von Krankheiten 
machen. 

Wichtig sind in diesem Zusammenhang auch die 
Unfallverhütungsmaßnahmen, insbesondere am 
Arbeitsplatz. Der Arbeitsschutz ist in den letzten 
5 Jahren wesentlich verbessert worden. Das drückt 
sich u. a. in der sinkenden Zahl der schweren und zu 
Entschädigungen führenden Unfälle aus, die 1973 
mit 88 310 Fällen den niedrigsten Wert seit Einfüh- 
rung der Statistik im Jahre 1949 erreichte. Die Bun- 
desregierung wird gleichwohl in ihren Anstrengun- 
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gen zum weiteren Ausbau des Arbeitschutzes nicht 
nachlassen. 

Am 1. Dezember 1974 tritt das Gesetz über Be- 
triebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fach- 
kräfte für Arbeitssicherheit in Kraft. Die Betriebe 
sind nach diesem Gesetz verpflichtet, zur sach- 
gerechten Lösung von Fragen des Arbeitsschutzes 
geschulte ärztliche und technische Fachkräfte einzu- 
stellen. In Kürze wird eine Verordnung über An- 
forderungen an Arbeitsstätten erlassen, in der fest- 
gelegt wird, wie Arbeitsstätten künftig auszusehen 
haben. Die Verordnung über gefährliche Arbeits- 
stoffe wird ergänzt. Sie soll dazu beitragen, daß den 
von diesen Stoffen ausgehenden Gefahren besser 
als bisher begegnet werden kann. Der Maschinen- 
schutz ist in den letzten Jahren entscheidend weiter- 
entwickelt worden. Die Bundesanstalt für Arbeits- 
schutz und Unfallforschung, die 1972 in Dortmund 
ihre Arbeit aufgenommen hat, soll ebenfalls durch 
zielgerichtete Unfallforschung, durch Ausbildungs- 
maßnahmen auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes und 
praxisgerechte Beratung dazu beitragen, daß weni- 
ger Arbeitsunfälle und arbeitsbedingte Erkrankun- 
gen eintreten. 

Der Gedanke der Prävention ist auch im Betriebs- 
verfassungsgesetz von 1972 verankert worden. Erst- 
malig legt ein Gesetz fest, daß bei Planung und Ge- 
staltung von Arbeitsplätzen die gesicherten arbeits- 
wissenschaftlichen Erkenntnisse über die menschen- 
gerechte Gestaltung der Arbeit zugrunde zu legen 
sind. Hierbei muß davon ausgegangen werden, daß 
zu den Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten in 
unserer hochentwickelten Industrie- und Dienstlei- 
stungsgesellschaft viele andere Belastungen hinzu- 
kommen, die für sich allein oder in ihrem Zusam- 
menwirken zu Gesundheitsgefahren, körperlichem 
Verschleiß oder sonstigen Schädigungen führen kön- 
nen. Zur Konkretisierung der im Betriebsverfas- 
sungsgesetz und anderer Vorschriften zum Schutz 
der Arbeitnehmer enthaltenen Zielvorstellungen 
sind im Rahmen der Forschung zur Humanisierung 
des Arbeitslebens u. a. vorgesehen: 

— Erarbeitung von Schutzdaten, Richtwerten, Min- 
destanforderungen an Maschinen, Anlagen und 
Arbeitsstätten 

— Entwicklung von menschengerechten Arbeits- 
technologien 

— Erarbeitung von beispielhaften Vorschlägen und 
Modellen für die Arbeitsorganisation und die 
Gestaltung von Arbeitsplätzen 

— Auswertung bereits vorliegender Ergebnisse und 
Verbreitung und Anwendung arbeitswissen- 
schaftlicher Erkenntnisse. 

Die Bemühungen um die Früherkennung von Krank- 
heiten und vorbeugende Maßnahmen werden er- 
gänzt durch verbesserte Leistungen zur Wiederher- 
stellung der Gesundheit. Das bereits erwähnte Reha- 
bilitationsangleichungsgesetz bringt hier ' wesent- 
liche Leistungs Verbesserungen, insbesondere auch 


durch die Einbeziehung der Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung in den Kreis der Rehabilita- 
tionsträger. Verschiedene neue Therapieformen sind 
in den Leistungskatalog der Rehabilitationsträger 
aufgenommen worden. 

Wesentliche Bedeutung kommt in diesem Zusam- 
menhang auch dem mit dem Rehabilitationsanglei- 
chungsgesetz neu eingeführten Mitteilungsverfahren 
zwischen Ärzten und Krankenkassen zu. Es soll so- 
wohl die Beratung der Behinderten durch die Kran- 
kenkassen und Kassenärzte als auch die frühzeitige 
Einleitung der gebotenen Maßnahmen sicherstellen. 
Denn als Rehabilitationsträger sind die Kranken- 
kassen verpflichtet, aufgrund der Mitteilung der 
Kassenärzte die Behinderten zu unterrichten und für 
die unverzügliche Einleitung der gebotenen Reha- 
bilitationsmaßnahmen Sorge zu tragen. Sie haben 
die übrigen Rehabilitationsträger unverzüglich zu 
benachrichtigen, wenn sie feststellen, daß im Einzel- 
fall medizinische, berufsfördernde oder ergänzende 
Maßnahmen angezeigt erscheinen. Die Übertragung 
dieser Aufgabe an die gesetzlichen Krankenkassen 
stellt sicher, daß mehr als 90 v. H. der Bevölkerung 
und damit ein entsprechend hoher Anteil der Be- 
hinderten erfaßt werden. 

Auch die im Rehabilitationsangleichungsgesetz vor- 
gesehene Verpflichtung der Rehabilitationsträger, 
die Bevölkerung über Hilfen und Maßnahmen zur 
Rehabilitation zu unterrichten, wird die Bemühungen 
um die Eingliederung der Behinderten unterstützen. 
Denn eine verstärkte Öffentlichkeitsarbeit und Auf- 
klärung der Behinderten wird manchen Behinderten 
davon überzeugen, daß Rehabilitation zweckmäßiger 
ist als Rentenbezug. 

Die Normierung eines Rechts auf Auskunft und Be- 
ratung durch die Rehabilitationsträger wird den 
Behinderten den Weg erleichtern durch die Mannig- 
faltigkeit der Zuständigkeiten im Bereich der Reha- 
bilitation. Zugleich werden die Träger zur verstärk- 
ten Zusammenarbeit und beschleunigter Durchfüh- 
rung eines Rehabilitationsverfahrens aufgefordert. 
Das Rehabilitationsangleichungsgesetz hat auch Vor- 
sorge getroffen, daß die erforderlichen Rehabilita- 
tionsmaßnahmen tatsächlich unverzüglich eingeleitet 
werden. Auch diese Garantie eines zügigen und 
nahtlos ablaufenden Rehabilitationsverfahrens wird 
den Behinderten die Entscheidung erleichtern, an 
einer Rehabilitationsmaßnahme teilzunehmen. Es ist 
daher zu erwarten, daß die Rehabilitationsmaßnah- 
men in Zukunft einen noch größeren Erfolg aufwei- 
sen werden. 

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß die Zahl 
der Frühinvaliden sicherlich weit höher wäre, wenn 
die Rehabilitationsträger nicht ihre Rehabilitations- 
bemühungen von Jahr zu Jahr steigern würden. In 
zahlreichen Fällen konnte der Eintritt von Früh- 
invalidität durch vorbeugende Maßnahmen zeitlich 
hinausgezögert und in seiner Wirkung durch nach- 
folgende Rehabilitationsmaßnahmen abgemildert 
werden. 
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5. Ist die Frankfurter Vereinbarung der Bundes- 
arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation eine 
praktikable Grundlage für die notwendige Ko- 
ordinierung von Rehabilitationsmaßnahmen? 

Die Bundesregierung sieht in der Vereinbarung über 
Zusammenarbeit und Verfahren bei der Arbeits- und 
Berufsförderung Behinderter (berufliche Rehabilita- 
tion) - Frankfurter Vereinbarung - vom 1. Oktober 
1971 einen begrüßenswerten Versuch der Rehabili- 
tationsträger, die Probleme der Zusammenarbeit bei 
der beruflichen Rehabilitation Behinderter besser in 
den Griff zu bekommen. Wie jedoch aus zahlreichen 
Eingaben und Petitionen, die den zuständigen Stel- 
len vorliegen, hervorgeht, ist eine reibungslose Zu- 
sammenarbeit und damit ein nahtlos und zügig ab- 
laufendes Verfahren für die Behinderten bisher noch 
nicht sichergestellt. 

Es war deshalb auch ein notwendiges Ziel des 
Gesetzes über die Angleichung der Leistungen zur 
Rehabilitation zu bewirken, daß Zuständigkeits- 
streitigkeiten nicht auf dem Rücken des Behinderten 
ausgetragen werden oder bürokratische Unzuläng- 
lichkeiten nachteilig den Willen und die Entschlos- 
senheit des Behinderten, sein Schicksal zu meistern, 
beeinflussen. Jeder Einzelfall verkörpert ein mensch- 
liches Schicksal. Deshalb will das Rehabilitations- 
angleichungsgesetz jedem Behinderten ein nahtlos 
und zügig ablaufendes Verfahren sichern. Die Re- 
habilitationsträger werden kraft Gesetzes zur engen 
Zusammenarbeit verpflichtet. Die Verpflichtung zur 
möglichst frühzeitigen Einleitung von Rehabilita- 
tionsmaßnahmen und gegenseitigen Unterrichtung 
der Träger über mögliche Rehabilitationsfälle sowie 
die Einführung einer Vorleistungspflicht auch im 
medizinischen Bereich sollen eine Beschleunigung 
des Rehabilitationsverfahrens mit sich bringen. 

Da nicht alle Einzelheiten im Gesetz geregelt wer- 
den können, bleibt den Rehabilitationsträgern noch 
ein weiter Spielraum für eigene Initiativen. Der 
Gesetzgeber hat trotz ernsthafter Zweifel den frei- 
willigen Koordinierungsbemühungen der Träger vor 
einer Regelung durch eine Rechtsverordnung der 
Bundesregierung den Vorrang gelassen. Er hat aber 
die Erwartung geäußert, daß sich die Träger beim 
Abschluß von Gesamtvereinbarungen künftig vom 
Inhalt und Geist des Rehabilitationsangleichungs- 
gesetzes leiten lassen und so zu praktikablen Lösun- 
gen gelangen (vgl. Ausschußbericht Begründung zu 
§ 8 - Drucksache 7/2256). Anlaß für diesen Hinweis 
an die Rehabilitationsträger war insbesondere der 
§ 10 der Frankfurter Vereinbarung, der die der Bun- 
desanstalt für Arbeit nach § 38 AFG obliegende 
Vorleistungspflicht in nicht unerheblichem Umfang 
eingeschränkt hat. 

Auch die erst 1974 geschlossene Gesamtvereinba- 
rung über Kraftfahrzeughilfe ist in ihrer derzeitigen 
Fassung keine praktikable Regelung, die einheitliche 
Leistungen aller Träger sicherstellen könnte. 

Der Gesetzgeber hat daher die Bundesregierung 
in einer Entschließung vom 20. Juni 1974 aufgef or- 
dert, bis Ende nächsten Jahres darüber zu berichten. 


welche Maßnahmen und Regelungen die Rehabilita- 
tionsträger getroffen haben, um ein nahtloses und 
zügiges Verfahren und Zusammenwirken der Träger, 
insbesondere bei der Aufstellung eines Gesamt- 
planes zur Rehabilitation, bei der Beteiligung der 
Bundesanstalt für Arbeit und bei der Gewährung 
vorläufiger Leistungen sicherzustellen. Danach soll 
dann über die Notwendigkeit weiterer gesetzlicher 
Regelungen entschieden werden. 

Die Bundesregierung wird dementsprechend die 
weitere Entwicklung, insbesondere auch die Über- 
arbeitung der Frankfurter Vereinbarung zu einer 
praktikablen Grundlage für die Zusammenarbeit 
der Rehabilitationsträger, aufmerksam verfolgen. 


6. Wird seitens der Bundesregierung die Beratung 
der Behinderten durch die hierfür zuständigen 
Stellen für ausreichend angesehen? 

Die Bundesregierung hält eine Sicherstellung der 
Beratung Behinderter für eine entscheidende Vor- 
aussetzung rechtzeitiger und damit optimaler Re- 
habilitationsmaßnahmen. 

Umfassende gesetzliche Grundlage für die Beratung 
der Behinderten waren bisher die 1969 neu gefaßten 
Vorschriften des 12. Abschnitts des Bundessozial- 
hilfegesetzes. Daneben gab es auch noch Einzel- 
beratungen durch die Träger der beruflichen Reha- 
bilitation (z. B. nach § 59 AFG). Die bei der Anwen- 
dung der Bestimmungen des 12. Abschnitts des Bun- 
dessozialhilfegesetzes gewonnenen Erfahrungen 
haben indessen gezeigt, daß auf diesem Wege - 
also Beratungspflicht für Ärzte und Gesundheits- 
ämter - noch nicht der Stand erreicht werden konn- 
te, der die Beratung über gebotene Eingliederungs- 
maßnahmen als gesichert erscheinen läßt. 

Wie die Bundesregierung bereits in ihrem ersten 
Bericht nach § 126 c des Bundessozialhilfegesetzes 
über die Durchführung und den Erfolg der Maßnah- 
men auf Grund der Bestimmungen des Abschnitts 12 
des Bundessozialhilfegesetzes (Bundestags-Druck- 
sache 7/654) näher dargelegt hat, dürften die 
Schwierigkeiten bei der Anwendung dieser Bestim- 
mungen auf folgende Gründe zurückzuführen sein: 

1. Beratung durch Ärzte 

— Das Bundessozialhilfegesetz statuiert lediglich 
eine Alternativpflicht des Arztes, entweder 
selbst zu beraten oder auf die Beratung durch 
das Gesundheitsamt hinzuweisen 

— Die Verletzung der Beratungspflicht ist unter 
keine strafrechtlichen Sanktionen gestellt 

— Den Ärzten ist vielfach Inhalt und Umfang 
ihrer Beratungspflicht nicht oder nur unzu- 
länglich bekannt 

— Den Ärzten fehlen vielfach ausreichende 
Kenntnisse über Fragen der medizinischen 
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Rehabilitation und sonstiger gesetzlicher Hil- 
fen der Rehabilitation 

— Manche Ärzte befürchten eine Störung des 
Arzt-Patient-Verhältnisses 

— Die Arzte sind bestrebt, evtl. Regreßansprüche 
der Behinderten wegen mangelhafter Bera- 
tung zu vermeiden. 

2. Beratung durch Gesundheitsämter 

— Personalengpässe, vor allem bei kleinen Ge- 
sundheitsämtern 

— Beratung Behinderter, insbesondere von Geh- 
und Schwerbehinderten, wird durch oft große 
räumliche Entfernung zum Gesundheitsamt 
erschwert 

— Die für die Beratung zur Verfügung stehen- 
den Zeiten sind oft zu kurz bemessen 

— Vielfach fehlen auch dem Personal des Ge- 
sundheitsamtes die für eine umfassende Be- 
ratung erforderlichen Kenntnisse; fehlende 
Spezialisierung erschwert eine lückenlose Be- 
ratung. 

In dem Bemühen, die Voraussetzung für eine Be- 
ratung der Behinderten weiter zu verbessern, hat 
der Deutsche Bundestag im Zuge der Verabschie- 
dung des Rehabilitationsangleichungsgesetzes auch 
die gesetzlichen Grundlagen für die Beratung Be- 
hinderter neu geordnet. In § 3 dieses Gesetzes wer- 
den nunmehr die Rehabilitationsträger allgemein 
verpflichtet, den Behinderten über die Durchführung 
von Rehabilitationsmaßnahmen und die Gewährung 
von Leistungen für Rehabilitation über die Grenzen 
der sachlichen Zuständigkeit der einzelnen Träger 
hinweg alle sachdienlichen Auskünfte zu erteilen 
und sie im Rahmen ihrer Zuständigkeit rechtzeitig 
und umfassend zu beraten. Diese Verpflichtung der 
Träger wird durch die in § 5 Abs. 1 des Gesetzes 
zwingend vorgeschriebene Einrichtung von - mög- 
lichst gemeinsamen - Auskunfts- und Beratungsstel- 
len auch institutionell abgesichert, über diese un- 
mittelbare Unterrichtung und Beratung der Behin- 
derten hinaus haben die Rehabilitationsträger den 
Informationsstand der breiten Öffentlichkeit über 
Maßnahmen und Leistungen zur Rehabilitation und 
damit die allgemeine Aufklärungsarbeit zu verbes- 
sern. 

Neu geregelt wurde durch das Rehabilitationsan- 
gleichungsgesetz ferner die bisher nach § 125 Abs. 2 
des Bundessozialhilfegesetzes bestehende Verpflich- 
tung der Ärzte zur Beratung der Behinderten. So 
sieht § 368 r der Reichsversicherungsordnung vor, 
daß die Bundesverbände der Krankenkassen und 
die Kassenärztlichen Bundesvereinigungen durch 
entsprechende Verträge sicherzustellen haben, daß 
der Behinderte künftig auch über die Möglichkeiten 
der Leistung zur Rehabilitation beraten wird. Die 
Regelung des Verfahrens im einzelnen hat der Ge- 
setzgeber der gemeinsamen Selbstverwaltung von 
Ärzten und Krankenkassen überlassen, um eine 
möglichst praxisnahe Ausgestaltung und den Aus- 


gleich der Interessen der Behinderten, der Kranken- 
kassen und der Kassenärzte zu ermöglichen. Mit 
dieser Regelung dürften mehr als 90 v. H. der Be- 
völkerung und ein entsprechend hoher Vomhundert- 
satz der Behinderten erfaßt werden. Für diejenigen 
Behinderten, die keine Rehabilitationsleistungen der 
Krankenkassen in Anspruch nehmen oder die nicht 
Mitglied der gesetzlichen Krankenversicherung sind, 
gelten weiterhin die Vorschriften des Abschnitts 12 
des Bundessozialhilfegesetzes. 

Die Frage einer ausreichenden Beratung der Behin- 
derten kann jedoch nicht allein unter dem Aspekt 
der oben genannten gesetzlichen Regelungen beant- 
wortet werden. Neben den genannten Beratungs- 
möglichkeiten gibt es bereits eine Reihe weiterer 
Beratungsstellen Öffentlicher Träger und privater 
Organisationen. Die Bundesregierung hat diese Ein- 
richtungen in ihrem oben genannten Bericht nach 
§ 126 c des Bundessozialhilfegesetzes näher dar- 
gestellt. Auf Tz. 115 bis 125 dieses Berichts wird 
insoweit verwiesen. Diese Einrichtungen sind heute 
eine unverzichtbare Voraussetzung für ein erfolg- 
reiches Bemühen, durch schnelle und fachgerechte 
Beratung, die im jeweiligen Einzelfall gebotenen 
Eingliederungsmaßnahmen einzuleiten. 

Im übrigen hat die Bundesregierung bereits in ihrer 
Antwort auf die Kleine Anfrage der CDU/CSU-Frak- 
tion betreffend Beratung über Berufsaussichten für 
behinderte Jugendliche und Jugendliche in Erzie- 
hungsheimen (Bundestags-Drucksache 7/618) aus- 
führlich zur Berufsberatung Stellung genommen. 
Es kann daher auf diese Antwort verwiesen werden. 
Ergänzend ist auf den weiteren Ausbau der Berufs- 
beratung für Behinderte durch die Bundesanstalt 
für Arbeit hinzuweisen, die in den letzten Jahren 
mit Unterstützung der Bundesregierung erfolgte. So 
konnte die Zahl der Planstellen für Berufsberater 
für Behinderte von 65 im Jahre 1968 auf 165 im 
Jahre 1974 gesteigert werden. Auch wurde die Be- 
rufsberatung für behinderte Schüler der Sekundar- 
stufe 2 und für Hochschüler durch Fachkräfte begon- 
nen. Durch das Rehabilitationsangleichungsgesetz 
wurde sichergestellt, daß die Bundesanstalt für Ar- 
beit von den Rehabilitationsträgern in allen Fällen 
zu beteiligen ist. 

Die Bundesregierung sieht in dem Zusammenwirken 
der verschiedensten staatlichen und privaten Träger 
und Einrichtungen mit der Ärzteschaft die Grund- 
lage für ein lückenloses Beratungsnetz, das die Ge- 
fahr fehlender, ungenügender oder nicht rechtzeiti- 
ger Beratung weitgehend ausschließt. Die Bundes- 
regierung weiß, daß es gegenwärtig noch der ver- 
besserten Abstimmung der Beratungsstellen in 
ihrem Wirken untereinander bedarf, um dieses Ziel 
“ZU erreichen. Sie ist sich auch bewußt, daß mit der 
gesetzlichen Regelung der Beratung Behinderter 
noch nicht alle Probleme gelöst sind. Vor allem be- 
dingt die Qualität der Beratung ihren Erfolg. Dies 
ist wiederum wesentlich von der Ausbildung und 
der Zahl der Personen abhängig, die für die Unter- 
richtung des Behinderten zur Verfügung stehen. 
Deshalb müssen die Rehabilitationsträger auch wei- 
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terhin um eine intensive Schulung und Verstärkung 
ihres Beratungspersonals bemüht sein. 


7. Werden Verletzte und Kranke, bei denen blei- 
bende Funktionsstörungen zu erwarten sind, 
bereits am Krankenbett beraten, und wie be- 
urteilt die Bundesregierung Überlegungen, So- 
zialberater fest in den im Krankenhaus tätigen 
Personenkreis mit einzubeziehen? 

Die Bundesregierung hält die Beratung von Kranken 
und Verletzten am Krankenbett zur Sicherung einer 
rechtzeitigen Fortführung von Eingliederungsmaß- 
nahmen für einen wesentlichen Bestandteil der Ge- 
samtbehandlung und eines erfolgreichen Rehabili- 
tationsablaufes. Sie begrüßt daher den Ausbau des 
Sozialdienstes in den entsprechenden Einrichtungen, 
vor allem durch personelle Verstärkung (Sozial- 
berater). Einzelne Länder haben die Notwendigkeit 
eines „Sozialdienstes im Krankenhaus" erkannt und 
dementsprechend gesetzliche Regelungen bereits 
getroffen oder vorgesehen. 

Der Sozialdienst im Krankenhaus ist ein Spezial- 
gebiet der Sozialarbeit im Gesundheitswesen. Er ist 
die notwendige Ergänzung zur ärztlichen und pfle- 
gerischen Versorgung und hat u, a. folgende Auf- 
gaben: 

1. Erhebung einer sozialen Anamnese bzw. Erstel- 
lung einer psychosozialen Diagnose zur Ergän- 
zung der medizinischen Diagnose, 

2. Mitwirkung bei der Gestaltung der Therapie 
durch Beratung und Sozialtherapie bei psycho- 
sozialen Konflikten über Sozialtrainingsverfah- 
ren, Gruppengespräche, Patientenclubs und ähn- 
liche Aktivitäten, 

3. Mitwirkung bei der Entlassung durch Vermitt- 
lung in teilstationäre Einrichtungen sowie in 
flankierende Dienste sowie durch Vorbereitung 
des sozialen Empfangsraumes bei Angehörigen 
und anderen Bezugspersonen, 

4. Mitwirkung bei der Rehabilitation durch Ver- 
mittlung notwendiger sozialer, pädagogischer 
und beruflicher Rehabilitationsmaßnahmen, 

5. Mitwirkung bei Planung und Aufbau von 
Schwerpunkten der Sozialarbeit in stationären 
Einrichtungen. 

Hierbei handelt es sich somit um eine allgemeine 
Beratung. Die Beratung von Rehabilitanden wird ins- 
besondere von Beratern der gesetzlichen Renten- 
und Unfallversicherung wahrgenommen. Durch § 5 
Abs. 4 des Gesetzes über die Angleichung der 
Leistungen zur Rehabilitation ist nunmehr sicherge- 
stellt, daß die Bundesanstalt für Arbeit von den 
anderen Rehabilitationsträgern vor Einleitung be- 
rufsfördernder Maßnahmen zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt, gegebenenfalls also bereits am Kranken- 
bett, beteiligt wird. 


In größeren Einrichtungen, in denen auch schon mit 
der beruflichen Rehabilitation begonnen wird oder 
die in erster Linie auf eine berufliche Rehabilitation 
ausgerichtet sind, erscheint es zweckmäßig, Sozial- 
berater fest in das Behandlungsteam einzubeziehen 
und eine feste Anstellung bei der betreffenden Ein- 
richtung vorzusehen. Eine Rolle wird auch spielen, 
wie diese Sozialberater ausgebildet bzw. weiterge- 
bildet sind. Die Bundesregierung geht davon aus, 
daß als Sozialberater in erster Linie weitergebildete 
Sozialarbeiter in Betracht kommen. Nur unter der 
Voraussetzung einer ordnungsgemäßen Aus- und 
Weiterbildung sowie der laufenden Orientierung 
über die erforderlichen weiteren Beratungsfach- 
kräfte der Rehabilitation kann eine erfolgreiche und 
sinnvolle Mitarbeit im Behandlungsteam gewähr- 
leistet sein. 


8. Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
geben, inwieweit bei Behinderten ein Rehabi- 
litationsplan aufgestellt und in welchem Zeit- 
raum er verwirklicht wurde? 

Bei der Beantwortung der Frage wird davon ausge- 
gangen, daß der Rehabilitationsplan inhaltsgleich 
ist mit dem Begriff des Gesamtplans. Er umfaßt also 
alle Maßnahmen, die im Einzelfalle erforderlich sind, 
um eine vollständige und dauerhafte Eingliederung 
des einzelnen Behinderten in die Gesellschaft zu 
erreichen. 

Die Aufstellung eines Gesamtplans war bereits vor 
dem Inkrafttreten des Rehabilitationsangleichungs- 
gesetzes in einer Reihe von Leistungsgesetzen für 
die Rehabilitationsträger vorgesehen, wie z. B. in 
§ 46 BSHG, § 1237 Abs. 5 RVO a. F., § 14 Abs. 5 
AVG a. F., § 36 Abs. 5 RKG a. F., § 59 Abs. 3 AFG 
a. F. Darüber hinaus hatten sich alle Rehabilitations- 
träger in der „Frankfurter Vereinbarung" zur Auf- 
stellung eines Gesamtplans verpflichtet. 

Nach den bisherigen Erfahrungen der Bundesregie- 
rung ist bislang jedoch von dem Institut der Auf- 
stellung eines Gesamtplans nicht oder nicht in dem 
gebotenen Maße Gebrauch gemacht worden. Schwie- 
rigkeiten dürften sich insbesondere daraus ergeben 
haben, daß die Erstellung eines Gesamtplans jeweils 
umfangreiche Feststellungen auf interdisziplinärer 
Ebene voraussetzt. Seine Aufstellung und Durch- 
führung ist auch von den Umständen des Einzel- 
falls abhängig. Er muß auch während seiner Durch- 
führung laufend den Erfordernissen des konkreten 
Falles angepaßt und damit fortgeschrieben werden. 
Es darf außerdem nicht übersehen werden, daß nicht 
selten schon mit einer einzelnen Maßnahme das Ziel 
der Rehabilitation erreicht werden kann; dadurch er- 
übrigt sich dann die Aufstellung eines Gesamtplans. 
Im Hinblick auf die Bedeutung, die die Bundesregie- 
rung der Sicherung eines einheitlichen, aufeinander 
abgestimmten Rehabilitationsvorgangs im jewei- 
ligen Einzelfall beimißt, werden die Träger über die 
Neuregelung des § 5 Abs. 3 des Rehabilitations- 
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angleichungsgesetzes zu einer verstärkten Koopera- 
tion, und zwar aubdiückÜch duch zur Auisteiiung 
eines Gesamtplans verpflichtet. Vor allem soll mit 
der Regelung ein nahtloses Ineinandergreifen der 
Rehabilitationsmaßnahmen erreicht werden. Die 
Bundesregierung wird die weitere Entwicklung in 
diesem Bereich genau beobachten. Sie wird von der 
ihr hi § 8 Abs. i des o. g. Gesetzes eingeräumten 
Ermächtigung, durch Rechtsverordnung Voraus- 
setzung und Inhalt der Gesamtpläne näher zu 
regeln, Gebrauch machen, wenn die Träger keine 
sachgerechte Regelung selbst treffen. 

Die Bundesregierung wird im übrigen in dem von 
ihr aufgrund der bereits genannten Entschließung 
des Deutschen Bundestages vom 20. Juni 1974 zu 
erstattenden Bericht auch ihre Erfahrungen mit der 
gesetzlichen Neuregelung von Gesamtplänen dar- 
stellen. 


9. Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
und Weiterbildung von Ärzten in Fragen der 
Rehabilitation und der allgemeinen Sozial- 
medizin, und gegebenenfalls welche Möglich- 
keiten sieht sie, die gegenwärtigen Verhält- 
nisse zu verbessern? 

Die Rehabilitation und die allgemeine Sozialmedizin 
werden jetzt bei der ärztlichen Ausbildung berück- 
sichtigt. In der Approbationsordnung für Ärzte vom 
28. Oktober 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1458) sind 
sowohl die Rehabilitation als auch die Sozialmedizin 
in die Prüfungsstoffkataloge für die Ärztliche Prü- 
fung aufgenommen worden. Die Rehabilitation wird 
im Zweiten Äbschnitt der Ärztlichen Prüfung im 
Rahmen der nichtoperativen, operativen, nerven- 
heilkundlichen und ökologischen Stoffgebiete, im 
Dritten Äbschnitt der Ärztlichen Prüfung sowohl im 
Rahmen der Inneren Medizin al sauch auf dem Ge- 
biet der Chirurgie berücksichtigt. Die Sozialmedizin 
ist in den Prüfungsstoffkatalog des Zweiten Äb- 
schnitts der Ärztlichen Prüfung im Rahmen des 
ökologischen Stoffgebiets aufgenommen worden. 
Dieser Stoffkatalog umfaßt auch die Sozialhygiene, 
die im Zusammenhang mit der Sozialmedizin ge- 
sehen werden muß. Bereits in der vorklinischen 
Ausbildung wird im Rahmen der medizinischen 
Psychologie und der medizinischen Soziologie auf 
die Sozialmedizin vorbereitet. 

Da erst seit dem Wintersemester 1972/73 voll nach 
der Approbationsordnung für Ärzte ausgebildet 
wird, liegen noch keine Erfahrungen mit dieser Äus- 
bildung im Hinblick darauf vor, ob die gegenwär- 
tige Regelung hinsichtlich der Unterrichtung in 
Rehabilitation und Sozialmedizin ausreichend ist. 
Die Bundesregierung kann daher derzeit noch keine 
Äussage darüber machen, ob und gegebenenfalls 
wie die gegenwärtige Regelung verbessert werden 
muß. 

Eine Weiterbildung zum Facharzt für Rehabilitation 
oder zum Facharzt für Sozialmedizin sehen die Be- 


rufs- und Weiterbildungsordnungen der Landes- 
ärztekammern nicht vor. Die Weiterbildungsordnun- 
gen der Landesärztekammern heben bei der Defini- 
tion der nachstehenden Fachgebiete die Rehabilita- 
tion besonders hervor: Äugenheilkunde, Hals- 
Nasen-Ohren-Heilkunde, Dermatologie und Vene- 
rologie, Innere Medizin, Kinder- und Jugendpsych- 
iatrie, Lungen- und Bronchialheilkunde, Mund- und 
Kieferchirurgie, Neurologie, Psychiatrie, Orthopädie, 
Urologie. Äuch im Rahmen der Weiterbildung in 
den Fachgebieten Ällgemeinmedizin, Chirurgie und 
Frauenheilkunde wird die Rehabilitation berück- 
sichtigt. 

Das gleiche gilt für die Unterrichtung der Ärzte- 
schaft auf dem Gebiete der Rehabilitation und der 
Sozialmedizin bei Fortbildungsveranstaltungen der 
ärztlichen Standesorganisationen. Insbesondere die 
Fortbildung auf dem Gebiet der Ärbeitsmedizin 
schließt in der Regel Äusbildungsveranstaltungen 
ein, die die Rehabilitation und die Sozialmedizin 
betreffen. 


10. Beabsichtigt die Bundesregierung im Rahmen 
der ihr nach dem Krankenhausfinanzierungs- 
gesetz gegebenen Möglichkeiten den noch be- 
stehenden Mangel an Spezialbetten, zum Bei- 
spiel für Hirnverletzte, psychisch Kranke, 
Querschnittgelähmte oder andere Schwerst- 
behinderte zu beseitigen? 

Zunächst ist festzustellen, daß die Bundesregierung 
nach dem Krankenhausfinanzierungsgesetz keine 
Möglichkeit hat, auf die Beseitigung eines even- 
tuellen Mangels an Spezialbetten für den genannten 
Personenkreis unmittelbar hinzuwirken. Die Ermitt- 
lung eines zusätzlichen Bedarfs kann nur im Rah- 
men der Krankenhausbedarfsplanung erfolgen, die 
nach den verfassungsrechtlichen Regelungen in die 
Zuständigkeit der Bundesländer fällt. Die Bundes- 
regierung hat sich bemüht, durch Rückfragen bei den 
Ländern genaueren Äufschluß über die Größenord- 
nung eines eventuellen Fehlbedarfs zu erhalten. 
Lediglich die Stadtstaaten Berlin, Bremen und Ham- 
burg waren bisher in der Lage, genaues Zahlen- 
material vorzulegen. In diesen Bundesländern wird 
der Bedarf bereits 1975 bzw. 1977 weitgehend ge- 
deckt sein. 

Alle anderen Bundesländer haben bisher keine Er- 
hebungen über die Höhe des Bedarfs an zusätz- 
lichen Spezialbetten votgenommen bzw. entspre- 
chende Daten nicht mitgeteilt. 

Die notwendigen Ermittlungen werden von diesen 
Bundesländern im Rahmen der ihnen gemäß § 6 des 
Krankenhausfinanzierungsgesetzes obliegenden 
Krankenhausbedarfsplanung durchgeführt. Ein dabei 
festgestellter Fehlbedarf an Spezialbetten für den in 
Frage kommenden Personenkreis kann naturgemäß 
erst dann im Rahmen der Krankenhausbedarfspla- 
nung und der jährlich aufzustellenden Krankenhaus- 
baiiprogramme berücksichtigt werden. 
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Eine finanzielle Förderung im Rahmen des Kranken- 
hausfinanzierungsgesetzes kann durch die Bundes- 
regierung erst dann erfolgen, wenn die Länder even- 
tuell erforderliche Einrichtungen in den Kranken- 
hausbedarfsplan aufgenommen haben. Die Bundes- 
regierung hat jedoch die ihr außerhalb des Rah- 
mens des Krankenhausfinanzierungsgesetzes ge- 
gebenen, durch das Grundgesetz auf die Förderung 
überregionaler und modellhafter Einrichtungen be- 
grenzten Möglichkeiten genutzt, einen Beitrag zur 
Behebung des in der Fragestellung angesprochenen 
Mangels an Spezialbetten für bestimmte Behinde- 
rungsarten zu leisten. Hierfür wurden die in den 
Haushalten des Bundes für die Förderung von Ein- 
richtungen der medizinischen Prävention und Reha- 
bilitation und für die Errichtung, Erweiterung, Aus- 
stattung und Modernisierung überregionaler Ein- 
richtungen der beruflichen Rehabilitation bereitge- 
stellten Mittel eingesetzt. 

Seit 1969 haben 26 von der Bundesregierung ge- 
förderte Einrichtungen ihre Arbeit aufgenommen, 
die vorwiegend der medizinischen Rehabilitation der 
verschiedenen Behinderungsarten dienen, um die 
Entwicklung optimaler Behandlungs- und Rehabili- 
tationsmöglichkeiten voranzutreiben. Diese sollen 
richtungsweisend sein für weitere Einrichtungen, die 
dann durch die Länder erstellt werden. Die genann- 
ten Einrichtungen halten annähernd 3000 Betten vor. 
Hierbei handelt es sich um Spezialeinrichtungen zur 
Behandlung von Schäden innerer Organe, des Stütz- 
und Bewegungssystems, des Nervensystems sowie 
von geistigen und seelischen Behinderungen, Sin- 
nesschäden und Alterserkrankungen. 

Hierzu werden noch weitere im Bau bzw. in der 
Planung befindliche Einrichtungen kommen, die vor 
allem der Rehabilitation von Querschnittsgelähmten, 
Spastikern, Suchtkranken und psychosomatischen 
Erkrankungen dienen werden. 

Außerdem hat die Bundesregierung eine Reihe von 
Zentren der 2. Phase finanziell gefördert, in denen 
bereits am Krankenbett mit dem Ziel der nahtlosen 
Eingliederung bzw. Wiedereingliederung neben um- 
fangreichen, weitgehend neuartigen rehabilitations- 
medizinischen auch zugleich berufliche Maßnahmen 
durchgeführt werden. Diese Rehabilitationseinrich- 
tungen nehmen Behinderte mit speziellen Leiden 
auf, die besonderer medizinischer Hilfen bedürfen. 
Sie schließen die Lücke zwischen der medizinischen 
und beruflichen Rehabilitation. Die Behinderten 
sollen so weit gefördert werden, daß sie nahtlos 
entweder ins Berufsleben zurückkehren oder eine 
Umschulung beginnen können. 

Einrichtungen dieser Art sind u. a. das Rehabilita- 
tionszentrum für Herz- und Kreislauferkrankungen 
in Bad Krotzingen mit 212 Betten, das Querschnitts- 
gelähmtenzentrum Bayreuth mit 100 Betten, eine 
Sonderstation am Behring-Krankenhaus Berlin mit 
22 Betten und das Rehabilitationszentrum Lippolds- 
berg für orthopädische und neurologische Erkran- 
kungen mit 200 Betten und ein Zentrum für seelisch 
Behinderte in Berlin-Kladow mit 100 Betten. Wei- 


tere Vorbereitungen laufen für ein Zentrum für 
seelisch Behinderte in Hannover mit 100 Betten, eine 
Rehabilitationseinrichtung für Hirngeschädigte in 
Bonn mit ca. 300 Plätzen sowie für ein orthopäd- 
isches Rehabilitationszentrum in Ulm mit 156 Plät- 
zen. Ferner ist die Förderung des Südwestdeutschen 
Rehabilitationskrankenhauses in Karlsbad-Langen- 
steinbach vorgesehen. 


11. Ist vorgesehen, vor allem in großen Kranken- 
häusern, die medizinischen Rehabilitationsmög- 
lichkeiten zu verbessern? 

Alle Bundesländer planen eine Verbesserung des 
Angebots an medizinischen Rehabilitationsmöglich- 
keiten in den Krankenhäusern. Dies erfolgt auf der 
Grundlage von Krankenhausbedarfsplänen. In Bre- 
men und Hamburg wird der Bedarf bis spätestens 
1977 voll gedeckt sein können, während der Zeit- 
punkt der Bedarfsdeckung in den anderen Ländern 
noch nicht voll übersehen werden kann. 


12. Wie kann die praktische Eingliederung des um- 
geschulten Behinderten in das Berufsleben 
durch begleitende Hilfen verbessert werden, da 
in dieser dritten und entscheidenden Phase der 
Rehabilitand weitgehend noch auf sich selbst 
gestellt ist? 

Die Eingliederung des durch medizinische und be- 
rufsfördernde Maßnahmen auf das Arbeitsleben 
vorbereiteten Behinderten in das Berufsleben ist in 
jüngster Vergangenheit durch zwei Gesetzesinitia- 
tiven der sozial-liberalen Koalition wesentlich ver- 
bessert worden. Das Rehabilitationsangleichungs- 
gesetz bringt wesentlich verbesserte Rehabilitations- 
leistungen, vor allem in Form der sogenannten 
„ergänzenden Leistungen”, die zu den eigentlichen 
medizinischen und berufsfördernden Maßnahmen 
hinzutreten. Das neue Schwerbehindertengesetz gibt 
den behinderten Arbeitnehmern den erforderlichen 
Schutz im Arbeitsleben, insbesondere durch die Be- 
reitstellung von nachgehenden Hilfen. Beide Ge- 
setze sollen in Zukunft verhindern, daß der Behin- 
derte im Arbeitsleben auf sich allein gestellt ist. 

Da die Rehabilitation nicht schon mit Abschluß der 
medizinischen und berufsfördernden Maßnahmen zu 
Ende ist, sondern die dauerhafte Eingliederung des 
Behinderten in Arbeit und Beruf zum Ziele hat, muß 
darüber hinaus auf vielfältige, im Einzelfall jeweils 
unterschiedliche Art und Weise geholfen werden, 
damit der Behinderte seine neue Tätigkeit körper- 
lich und seelisch voll ausüben und sich im Alltag 
behaupten kann. Damit wird zugleich verhindert, 
daß oft langjährige und kostspielige Rehabilitations- 
maßnahmen nur deshalb ohne Wirkung bleiben, 
weil sonst noch erforderliche Leistungen schleppend, 
nicht in erforderlichem Umfang oder gar nicht er- 
bracht werden können. 
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Deshalb verpflichtet das Rehabilitationsanglei- 
cliuiigsgesetz die Rehabiiitationsträger zu allen Lei- 
stungen, die erforderlich sind, um das Ziel der Reha- 
bilitation zu erreichen oder zu sichern. Nach dem 
anerkannten Grundsatz der Einheit des Rehabilita- 
tionsträgers und des Rehabilitationsverfahrens wird 
künftig der zuständige Träger jeweils für die ge- 
samte Rehabilitation vom Beginn der medizinischen 
Maßnahme bis zur vollständigen Eingliederung in 
Arbeit und Gesellschaft verantwortlich sein. Der 
Träger muß also insbesondere auch die nachgehen- 
den Leistungen zur Sicherung des Rehabilitations- 
erfolges erbringen. 

Wegen der Vielfalt der in Betracht kommenden 
Leistungen hat der Gesetzgeber keinen abschließen- 
den Katalog normiert. Die Durchführung dieser 
Maßnahmen stellt erhöhte Anforderungen an die 
Rehabilitationsträger. Denn künftig wird jeder Be- 
hinderte die Leistungen erhalten, die notwendig 
sind, um seine Eingliederung zu sichern und auf- 
rechtzuerhalten. Es muß allerdings der Zusammen- 
hang mit dem Arbeits- und Berufsleben gewahrt 
sein. 

Eine wichtige Ergänzung dieser Verpflichtung der 
Rehabilitationsträger findet sich im neuen Schwer- 
behindertenrecht, das allen Schwerbehinderten einen 
Arbeitsplatz sichern soll, sei es durch Verpflichtung 
des Arbeitgebers zur Bereitstellung entsprechender 
Arbeitsmöglichkeiten oder durch Verbesserung des 
Kündigungsschutzes. Zur Wahrung der Chancen- 
gleichheit für die Schwerbehinderten im beruflichen 
Wettbewerb erhalten sie nachgehende Hilfe im 
Arbeitsleben. Diese Hilfe, die von der Hauptfür- 
sorgestelle in enger Zusammenarbeit mit der Bun- 
desanstalt für Arbeit und den übrigen Rehabilita- 
tionsträgern durchgeführt wird, umfaßt alle Maß- 
nahmen und Leistungen, die über die medizinische 
und berufliche Rehabilitation hinaus erforderlich 
sind, um den Behinderten einen angemessenen Platz 
in der Gesellschaft zu sichern. Voraussetzung ist 
jedoch, daß alle Leistungen und Maßnahmen einen 
Bezug zum Arbeitsleben des Schwerbehinderten 
haben. In diesem Rahmen können u. a. Hilfen zur 
Beschaffung und Erhaltung einer behindertengerech- 
ten Wohnung sowie zur wirtschaftlichen Selbstän- 
digkeit Schv/erbehinderten gewährt werden. Arbeit- 
geber können Geldleistungen erhalten, um ange- 
messene Arbeitsplätze für Schwerbehinderte zu 
schaffen und vorhandene mit den notwendigen tech- 
nischen Hilfen auszustatten. Jeder Arbeitgeber ist 
zudem verpflichtet, bei der Besetzung freier Arbeits- 
plätze zu prüfen, ob Schwerbehinderte beschäftigt 
werden können. Bewerbungen von Schwerbehinder- 
ten sind mit dem Vertrauensmann zu erörtern und 
zu einer Stellungnahme dem Betriebs- oder Perso- 
nalrat mitzuteilen. Die Fürsorgepflicht des Arbeit- 
gebers wird über eine angemessene Beschäftigung 
hinaus auf die Förderung der beruflichen Entwick- 
lung erweitert. Zugleich wird die Stellung des Ver- 
trauensmannes, der im Betrieb die Interessen der 
Schwerbehinderten gegenüber dem Arbeitgeber 
wahrzunehmen hat, gestärkt. Die Position des Ver- 
trauensmannes ist der Rechtsstellung eines Betriebs- 


oder Personalratsmitgliedes weitgehend angenähert. 
Um eine reibungslose und sachgerechte Durchfüh- 
rung des Gesetzes zu gewährleisten, hat die Haupt- 
fürsorgestelle auch Schulungs- und Bildungsmaßnah- 
men für Vertrauensmänner, Beauftragte der Arbeit- 
geber für Schwerbehinderte, Betriebs-, Personal-, 
Richter- und Präsidialräte durchzuführen. 

Diese Regelungen im Rehabilitationsangleichungs- 
gesetz und Schwerbehindertengesetz sichern also 
dem Behinderten alle Hilfen, die er zu seiner Ein- 
gliederung in Arbeit und Beruf benötigt. 

Soweit der Behinderte zur Sicherung seiner voll- 
ständigen Eingliederung personaler, sächlicher oder 
finanzieller Hilfen bedarf, die nicht in dem entspre- 
chend den obigen Ausführungen erforderlichen Zu- 
sammenhang mit dem Arbeits- und Berufsleben 
stehen, finden die Vorschriften des Bundessozial- 
hilfegesetzes über die Eingliederungshilfe für Be- 
hinderte (§§ 39 bis 47) und die zugehörige Eingliede- 
rungshilfe-VO Anwendung. Der Kreis der An- 
spruchsberechtigten und der Katalog der Eingliede- 
rungsmaßnahmen sind durch das am 1. April 1974 in 
Kraft getretene Dritte Gesetz zur Änderung des 
Bundessozialhilfegesetzes erweitert worden. Die An- 
passung der Eingliederungshilfe-VO an diese neue 
Gesetzeslage wird derzeit vorbereitet. Der Behin- 
derte ist daher künftig in der Übergangsphase zwi- 
schen dem Abschluß der beruflichen Rehabilitations- 
maßnahme und der Eingliederung in die Gesellschaft 
keineswegs auf sich selbst gestellt. Rehabilitations- 
hilfen am Arbeitsplatz sind auch im gemeinsam 
vom Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
und vom Bundesminister für Forschung und Techno- 
logie im Mai 1974 veröffentlichten Aktionspro- 
gramm „Forschung zur Humanisierung des Arbeits- 
lebens" vorgesehen. Die Ursachen für die Beschäfti- 
gung Behinderter unterhalb ihres Ausbildungs- 
niveaus sollen aufgeklärt und Maßnahmen zur 
Verbesserung der derzeitigen Situation entwickelt 
werden. Arbeitsplätze sollen für Behinderte entspre- 
chend ihren individuellen Bedürfnissen und Fähig- 
keiten umgerüstet werden, wobei die behinderungs- 
spezifischen Unfallgefahren von vornherein auszu- 
schalten sind. Eine umfassende Beratung von Arbeit- 
gebern und Arbeitsplatzgestaltern ist zur Lösung 
auftretender Anpassungsprobleme mit vorgesehen. 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß die ge- 
setzliche Regelung nicht ohne Schwierigkeiten wird 
durchgeführt werden können. Eine ausreichende per- 
sonelle Besetzung der durchführenden Stellen, der 
Rehabilitationsträger, der Hauptfürsorgestellen und 
der Arbeitsämter ist hierbei eine unerläßliche Vor- 
aussetzung. Die Bundesregierung wird alles in ihren 
Kräften stehende tun, vorhandene Schwierigkeiten 
zu beseitigen. 


13. Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, 
eine reibungslose Eingliederung von behinder- 
ten Kindern und Jugendlichen - 50 000 bis 
60 000 werden jährlich hinzu geboren - in das 
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Leben der Gemeinschaft zu verwirklichen, da 
bekanntlich nach wie vor Vorbehalte gegen- 
über diesem Personenkreis bestehen? 

Die genannte Zahl von 50 000 bis 60 000 jährlich 
hinzugeborenen behinderten Kindern geht aus von 
einer jährlichen Geburtenrate von 1 Mio. Diese Zahl 
entspricht nicht mehr dem derzeitigen Stand. Bei 
einer gegenwärtigen Geburtenrate von etwa 700 000 
ist davon auszugehen, daß jährlich 35 000 bis 42 000 
behinderte Kinder hinzugeboren werden. 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrem Aktions- 
programm zur Förderung der Rehabilitation der Be- 
hinderten vom April 1970 darauf hingewiesen, daß 
sie den Abbau der gegenüber Behinderten oft noch 
bestehenden Vorurteile als eine wesentliche Voraus- 
setzung für das Gelingen der Bemühungen um die 
Eingliederung der Behinderten in die Gesellschaft 
ansieht. 

In der Vergangenheit ist daher eine Vielzahl von 
Maßnahmen in Bund, Ländern und Gemeinden 
durchgeführt worden, die dem verbesserten Ver- 
ständnis für die Sorgen und Probleme unserer Be- 
hinderten dienten. Diese Bemühungen sind nicht 
ohne Erfolg geblieben. 

Die Bundesregierung kann heute mit Befriedigung 
feststellen, daß der Behinderte nicht mehr als eine 
Randgruppenerscheinung in der breiten Öffentlich- 
keit gesehen wird, sondern daß sich immer mehr die 
Erkenntnis durchsetzt, in ihm ein gleichberechtigtes 
Mitglied unserer Gemeinschaft zu sehen. In diesem 
Zusammenhang sei die Arbeit der Behindertenorga- 
nisationen und -verbände hervorgehoben, die - als 
eine Hauptaufgabe ihrer Tätigkeit - wesentlich dazu 
beigetragen haben, das oft noch bestehende negative 
Bild des Behinderten in vielen Fällen zu korrigieren. 
Die Bundesregierung ist sich gleichwohl der Tat- 
sache bewußt, daß noch lange nicht alle Vorbehalte 
gegenüber Behinderten ausgeräumt sind. Vor allem 
geistig Behinderte haben - wie insbesondere eine 
von der Bundesregierung veranlaßte Studie deutlich 
gemacht hat - noch immer unter unbegründeten 
Fehleinschätzungen zu leiden. 

Die Bundesregierung hält deshalb eine Intensivie- 
rung der Öffentlichkeitsarbeit durch alle, die sich 
um die Behinderten bemühen, für geboten. In be- 
sonderem Maße gilt dies für den Abbau von Vor- 
urteilen gegenüber behinderten Kindern. Bei der 
Planung weiterer Aufklärungsmaßnahmen wird die 
Bundesregierung insbesondere auch im Zusammen- 
wirken mit der Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung diesem Umstand Rechnung tragen. Sie 
wird vor allem im Rahmen des Bundesjugendplans 
stärker noch als bisher Akzente setzen. Dabei wird 
es nicht allein darum gehen, sich an den nichtbehin- 
derten Bürger zu wenden, sondern in gleicher Weise 
durch gezielte Maßnahmen den Behinderten selbst 
auf ein Zusammenleben mit dem Nichtbehinderten 
optimal einzustellen. Die finanzielle Förderung der 
Verbandstätigkeit wird auch küntfig ein tragendes 
Element der Öffentlichkeitsarbeit sein. 


14. Hat die Bundesregierung spezielle Vorstellun- 
gen für die Eingliederung von Kindern und. 
Jugendlichen mit 

geistigen Behinderungen, 

Seh- und Lernbehinderungen, 

Hör- und Sprachbehinderungen, 
Conterganschäden, 

Impfschäden, 

Epilepsie, 

Hämophilie sowie bei 
Blinden und 
spastisch Gelähmten? 


15. Haben Bund und Länder die notwendige Vor- 
sorge dafür getroffen, daß auch behinderte 
Kinder und Jugendliche eine ihrer Eignung 
und Neigung entsprechende Bildung und Aus- 
bildung erhalten können? 

Fragen 14 und 15 werden wegen des bestehenden 
Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. 

Aufgabe der Eingliederung eines Behinderten ist es 

- wie § 39 Abs. 3 des Bundessozialhilfegesetzes 
formuliert -, die Folgen einer Behinderung zu be- 
seitigen oder zu mildern und dem Behinderten dabei 
die Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft zu 
ermöglichen oder zu erleichtern. Es kommen daher 
alle Maßnahmen in Betracht, die geeignet sind, diese 
Ziele zu erreichen. Auch für die Rehabilitation be- 
hinderter Kinder und Jugendlicher gilt mithin der 
Grundsatz, daß die spezifische Ausgangslage in 
jedem Einzelfall die gebotene Rehabilitationsmaß- 
nahme indiziert. Das Spektrum der möglichen Hilfen 
ist so vielfältig und umfassend wie der Umfang der 
auszugleichenden Defizite, die durch die jeweilige 
Behinderungsform, bei dem einzelnen Behinderten 
und durch seine besondere Lebenslage ausgelöst 
worden sind. Ein auf die behinderten Kinder und 
Jugendlichen abgestellter und nach der einzelnen 
Behinderungsart differenzierter, starrer Maßnahme- 
katalog kann daher nicht geschaffen werden. Viel- 
mehr gilt auch für die Einzelhilfe zugunsten dieser 
Bchindertengruppen grundsätzlich das allgemeine 
Angebot gesetzlicher und anderer Maßnahmen für 
Behinderte. Allerdings werden die Maßnahmen für 
behinderte Kinder und Jugendliche in besonderem 
Maße von der Erkenntnis getragen, daß eine opti- 
male Eingliederung entscheidend von der recht- 
zeitigen Erkennung der Behinderung und der mög- 
lichst schnellen Einleitung gebotener Hilfen abhängt. 
Diese Gesichtspunkte bestimmen heute die Vor- 
stellungen nicht nur der Bundesregierung, sondern 
aller mit der Rehabilitation behinderter Kinder und 
Jugendlicher befaßten Träger. 

Entsprechend dem hohen Stellenwert, den die Bun- 
desregierung der Rehabilitation behinderter Kinder 
und Jugendlicher beimißt, sind von ihr in den 
letzten Jahren und insbesondere in den letzten Mo- 
naten wesentliche, diesen Personenkreis berührende 
Verbesserungen der gesetzlichen Einzelhilfen er- 
reicht oder eingeleitet worden. Folgende Maßnah- 
men seien hervorgehoben: 

— Einführung von Vorsorgeuntersuchungen für 
Kinder in den ersten vier Lebensjahren als 
Pflichtleistung der gesetzlichen Krankenkassen 
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seit dem 1. Juli 1971 durch das Zweite Kranken- 
versichermigsanderungsgesetz, 

— Einbeziehung von Schülern und Studenten sowie 
Kindern in Kindergärten in den Schutz der ge- 
setzlichen Unfallversicherung mit Wirkung vom 
1. April 1971, 

— Erweiterung und Verbesserung der Leistungen 
zur medizinischen Rehabilitation durch die so- 
ziale Krankenversicherung unter Einbeziehung 
der mitversicherten Familienangehörigen nach 
dem Rehabilitationsangleichungsgesetz, 

— Erweiterung des Behindertenbegriffs und des 
Maßnahmenkatalogs der Eingliederungshilfe um 
heilpädagogische Maßnahmen für Kinder im vor- 
schulpflichtigen Alter sowie weitergehende Frei- 
stellung von Eltern behinderter Kinder von be- 
hinderungsbedingten Mehraufwendungen durch 
das Dritte Gesetz zur Änderung des Bundes- 
sozialhilfegesetzes, 

— einheitliche Grundsätze für die Förderung von 
Werkstätten für Behinderte im Zusammenhang 
mit dem neuen Schwerbehindertenrecht, 

— ■ Anhebung des steuerfreien Pauschbetrages für 
Schwerstbehinderte von 4800 auf 7200 DM durch 
das Einkommensteuerreformgesetz, 

— Hilfen bei den sog. Conterganschäden aufgrund 
des Gesetzes über die Errichtung einer Stiftung 
„Hilfswerk für behinderte Kinder", 

— Verbesserung des Renten- und Krankenversiche- 
rungsschutzes für Behinderte nach dem gegen- 
wärtig im Gesetzgebungsverfahren befindlichen 
Entwurf eines Gesetzes über die Sozialversiche- 
rung Behinderter, 

Besondere Akzente müssen nach Auffassung der 
Bundesregierung bei der Schaffung von Einrichtun- 
gen für behinderte Kinder und Jugendliche gesetzt 
werden. Denn die erfolgreiche Durchführung von 
Eingliederungsmaßnahmen setzt leistungsfähige, der 
heutigen Bedarfslage und dem heutigen Wissens- 
stand angepaßte Einrichtungen voraus. Durch Maß- 
nahmen des Bundes, der Länder und der Gemeinden 
ist bereits eine Vielzahl neuer Einrichtungen im Be- 
reich der medizinischen, der schulischen, der beruf- 
lichen und der sozialen Rehabilitation entstanden. 
Im Rahmen ihrer verfassungsrechtlichen Kompetenz 
und haushaltsrechtlichen Möglichkeiten hat die Bun- 
desregierung modellhafte Einrichtungen mit über- 
regionaler Bedeutung finanziell gefördert. 

Im beruflichen Bereich will die Bundesregierung im 
Rahmen eines Sofortprogramms in Zusammenarbeit 
mit den Ländern und den Rehabilitationsträgern, 
wie bereits in Frage 1 im einzelnen dargelegt, in 
einer ersten Stufe 6000 Plätze für die Ausbildung 
behinderter Jugendlicher in etwa 20 Berufsbildungs- 
werken errichten. 

Die Berufsbildungswerke haben die Aufgabe, be- 
hinderte Jugendliche mit sehr unterschiedlicher Bil- 


dungsfähigkeit nach Verlassen der allgemeinbilden- 
den Schulen oder Sonderschulen auf den Beruf vor- 
zubereiten. Entsprechend breit muß das Angebot 
beruflicher Ausbildungsleistungen sein. Es reicht je 
nach der Leistungsfähigkeit der Jugendlichen von 
berufsvorbereitenden Maßnahmen, z. B. Vermittlung 
der Berufsreife oder der Berufsfindung, über die An- 
lernung in einzelnen Berufsbereichen bis hin zu 
einer ggf. in Stufen verlaufenden Ausbildung in 
anerkannten Ausbildungsberufen nach dem Berufs- 
bildungsgesetz. Im Rahmen dieser Aufgabenstellung 
sollen die Berufsbildungswerke in der Regel Jugend- 
liche verschiedener Behinderungsarten aufnehmen. 
Ausnahmen hiervon müssen allerdings dort gelten, 
wo Art und Schwere der Behinderung spezielle 
Formen der Ausbildung und der Betreuung erforder- 
lich machen. Für blinde Jugendliche sowie für Hör- 
und Sprachgeschädigte sind deshalb Spezialeinrich- 
tungen vorgesehen. Um ein breites Ausbildungs- 
angebot und eine ausbildungsbegleitende Betreuung 
durch eigene Fachkräfte zu ermöglichen, liegt die 
Mindestgröße der Berufsbildungswerke bei etwa 
300 Ausbildungs- und Internatsplätzen. Die Kosten 
der Ausbildung trägt in aller Regel die Bundes- 
anstalt für Arbeit nach dem Arbeitsförderungs- 
gesetz. 

Tages-, Begegnungs- und Ferienstätten sowie Heime 
und Betreuungseinrichtungen sind in den letzten 
Jahren mit Hilfe des Bundes errichtet worden. Diese 
eingeleitete Entwicklung muß in den nächsten Jah- 
ren fortgesetzt werden. Die Bundesregierung stellt 
heute mit Befriedigung fest, daß auch in allen Bun- 
desländern durch die öffentliche Hand wesentliche 
Beträge für den Ausbau des Einrichtungsnetzes 
schon bereitgestellt oder in den entsprechenden 
Landesplanungen vorgesehen sind. Auch die Bun- 
desregierung wird unter dem Gesichtspunkt des für 
ihre Förderungsmaßnahmen erforderlichen beson- 
deren Bundesinteresses den Ausbau von Einrich- 
tungen finanziell unterstützen. 

Von den zahlreichen, von der Bundesregierung ge- 
förderten Modelleinrichtungen, die speziell der me- 
dizinischen Prävention und Rehabilitation behinder- 
ter Kinder und Jugendlicher dienen, soll hier nur 
beispielhaft auf das Frühdiagnosezentrum für alle 
Behinderungen an der Universität Mainz sowie eine 
Rehabilitationseinrichtung in München, in der kör- 
perbehinderte Kinder und Jugendliche mit An- 
gehörigen in behindertengerechten Familienwoh- 
nungen betreut werden, hingewiesen werden. Der 
Aspekt früh einsetzender und gesundheitsfürsorge- 
risch orientierter Eingliederungshilfe mit dem Ziel 
der Vermeidung von Dauerpflegefällen wurde bei 
der Förderung eines Kurheimes für stationäre Be- 
handlung körperbehinderter Kinder zum Tragen 
gebracht. Spezielle Probleme der Sinnesbehinderten 
wurden bei der Förderung des Sprachheilzentrums 
für Hör- und Sprachgeschädigte in Ravensburg be- 
berücksichtigt. 

Darüber hinaus plant die Bundesregierung, in Bonn 
ein Haus der Behinderten als Modelleinrichtung und 
Zeichen ihrer Bemühungen um die Verbesserung der 


15 



Drucksache 7/2842 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Lage der Behinderten zu errichten. Es soll u. a. ein 
vorbildliches Früherkennungs-, Frühberatungs- und 
Frühbehandlungszentrum umfassen, um rechtzeitig 
einer drohenden Behinderung oder einer Verschlim- 
merung eines eingetretenen Leidens Vorbeugen zu 
können. Zugleich soll auch ein Sonderkindergarten 
für behinderte und nicht behinderte Kinder einge- 
richtet werden, um durch die bereits andernorts mit 
Erfolg praktizierte gemeinsame Erziehung von ge- 
sunden und behinderten Kindern die soziale Inte- 
gration der Kinder besonders zu fördern. 

Die Aufgaben der medizinischen Prävention und 
Rehabilitation können nach der Überzeugung der 
Bundesregierung nur bewältigt werden, wenn der 
Bund neben der Förderung modellhafter Einrich- 
tungen durch großzügige Förderung von For- 
schungsvorhaben und durch Koordinierungsmaßnah- 
men dazu beiträgt, für die Entwicklung in der Zu- 
kunft die Weichen zu stellen. 

Diese Maßnahmen, die in enger Verbindung zuein- 
ander gesehen werden müssen, dienen dem Ziel, für 
die verschiedenen Arten von Behinderungen opti- 
male, dem jeweiligen Stand der medizinischen Wis- 
senschaft angepaßte Rehabilitationsmöglichkeiten zu 
schaffen. 

Im Rahmen der Förderung und Erprobung von 
Hilfen für behinderte Kinder durch Forschungsauf- 
träge und der Leistung von Zuschüssen zur Förde- 
rung der notwendigen Erweiterung bestehender 
Fachkliniken für Kinder mit schweren Mißbildungs- 
formen wurden von der Bundesregierung in der Zeit 
von 1961 bis 1972 für die Sicherstellung der Behand- 
lung, Betreuung und Rehabilitation dieser Kinder 
insgesamt rd. 22 Mio DM zur Verfügung gestellt, 
hiervon rd. 12,4 Mio DM für die Entwicklung und 
Erprobung von technischen Hilfen durch namhafte 
Wissenschaftler und rd. 9,6 Mio DM für den Bau und 
die Einrichtung von Sonderabteilungen an bestehen- 
den Fachkliniken. In diesem Zusammenhang wurden 
zur optimalen Betreuung der Conterganschäden und 
spastisch gelähmter Kinder eine Reihe von Einzel- 
forschungsvorhaben gefördert und sodann die Ex- 
perten aus den verschiedensten Fachgebieten mit 
dem Ziel der Koordinierung der Forschungsaufgaben 
zusammengeführt. 

Von den vorgenannten Forschungseinrichtungen 
wurden neue technische Hilfen entwickelt und er- 
probt. Zu erwähnen sind in diesem Zusammenhang 
verschiedene Arten von Prothesen, neuartige An- 
triebs- und Steuerungssysteme, Spezialfahrzeuge, 
darunter auch ein treppen- und geländegängiger 
Krankenfahrstuhl, verschiedene Arten von beson- 
ders aufwendigen Spezialschreibmaschinen sowie 
zahlreiche Hilfsmittel für Alltagsverrichtungen. 

Die dabei gewonnenen Erfahrungen sowie die ent- 
wickelten Prothesen und Geräte kommen allen 
Körperbehinderten zugute, darunter auch den- 
jenigen, die durch Verkehrsunfälle schwer verletzt 
wurden. Die Bundesregierung wird die Forschung 
auf diesem Gebiet auch weiterhin fördern. 


Innerhalb der Rehabilitation der behinderten Kinder 
und Jugendlichen kommt der Phase ihrer vorschu- 
lisch-schulischen und beruflichen Bildung wichtige 
Bedeutung zu. 

Der Bildungsgesamtplan sieht vor, daß die Schüler,/ 
Lehrer-Relation im Bereich der Sonderpädagogik 
bis 1985 um 50 v. H. verbessert und die Plätze für 
die berufliche Rehabilitation von jugendlichen Be- 
hinderten vervierfacht werden. Auf der Grundlage 
der Empfehlung der Ständigen Konferenz der Kul- 
tusminister der Länder sollen die sonderpädagogi- 
schen Einrichtungen auf allen Stufen des Bildungs- 
wesens durch länderübergreifende Zusammenarbeit 
überregional koordiniert und vervollständigt wer- 
den. Der Bund fördert im Rahmen seiner Aufgaben 
nach Artikel 91b des Grundgesetzes diese Bemühun- 
gen der Länder durch die gezielte Förderung von 
Modellversuchen und Projekten der Bildungs- 
forschung. 

* 

Ausgehend vom Bildungsgesamtplan und der Emp- 
fehlung der Bildungskommission des Deutschen Bil- 
dungsrates zur pädagogischen Förderung Behinderter 
und von Behinderung bedrohter Kinder und Jugend- 
licher vertritt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß bei künftigen sonderpädagogischen Maßnahmen 
unnötige Trennungsprozesse vermieden, d. h. Be- 
hinderte und Nicht-Behinderte soweit wie möglich 
zusammen gefördert werden sollen. Dies betrifft nicht 
nur die Schule, sondern auch die frühkindliche und 
vorschulische Arbeit, die Ausbildung, die Berufs- 
tätigkeit und die Freizeit im Erwachsenenalter. 

Zur Verwirklichung des Bildungsgesamtplans und 
der Empfehlung des Deutschen Bildungsr-ates setzt 
der Bund mit Modellversuchen und Projekten der 
Bildungsforschung folgende Schwerpunkte: 

• — frühe Förderung der Drei- bis Fünfjährigen im 
Rahmen der Kindergartenarbeit 

— Maßnahmen zur Verminderung der Sonderschul- 
bedürftigkeit in der Eingangsstufe (insbesondere 
Sprach- und Lernbehinderte) bzw. Grundschulen 

— Aufbau von neuen Diagnose- und Beratungs- 
zentren, welche die medizinischen, sozialpflege- 
rischen und sonderpädagogischen Dienste für den 
einzelnen Behinderten jeweils individuell ko- 
ordiniert verfügbar machen 

— Förderung von sonderpädagogischen Angeboten 
in allgemeinen Schularten der Sekundarstufe I 

— die Entwicklung von neuen Inhalten und Vermitt- 
lungsformen, mit denen Sonderschüler zu einem 
anerkannten Hauptschulabschluß geführt werden 
können 

— Vorbeugungs- und Rehabilitationsmaßnahmen 
zur Integration von Körper- und Lernbehinderten 
in die Sekundarstufe II unter besonderer Berück- 
sichtigung des berufsbildenden Schulwesens und 
der Brückenbildung in das Erwerbsleben. 

In engem Zusammenhang damit setzt sich die Bun- 
desregierung dafür ein, daß künftig die Studien- 
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gänge für alle Lehrämter einen bestimmten Anteil 
für Sonderpädagogik enthalten und bei der inhalt- 
lichen Ausgestaltung des Kindergarten- und Schul- 
bereichs behinderte und nicht-behinderte Kinder und 
Jugendliche befähigt werden, zusammen leben und 
arbeiten zu können. 

Im Bereich der beruflichen Bildung behinderLei 
Jugendlicher sind neben der bereits erwähnten 
Förderung des Neu- und Ausbaus von Einrichtungen 
individuelle Förderungsleistungen von Bedeutung. 
Insbesondere ist auf die Förderungslehrgänge der 
Bundesanstalt für Arbeit für schulentlassene Ju- 
gendliche hinzuweisen, die für eine Berufsausbil- 
dung körperlich und/oder geistig noch nicht reif 
sind, diese Reife aber durch die Teilnahme an einem 
solchen Lehrgang voraussichtlich erreichen werden. 
Der Förderungslehrgang soll auch der Berufsfindung 
dienen. Ebenso wichtig sind die Lehrgänge der 
Bundesanstalt für Arbeit zur Verbesserung der Ein- 
gliederungsmöglichkeiten für schulentlassene Ju- 
gendliche, die voraussichtlich den Anforderungen 
einer Berufsausbildung auf Dauer nicht gewachsen 
und für den Übergang in das Arbeitsleben bzw. für 
eine Tätigkeit in einer Werkstatt für Behinderte 
noch nicht reif sind, dafür aber voraussichtlich be- 
fähigt werden können. Mit diesen Maßnahmen sol- 
len die Aussichten der Behinderten verbessert wer- 
den, eine geeignete Ausbildung oder einen mög- 
lichst sicheren Arbeitsplatz zu erhalten. Es geht also 
nicht in erster Linie um eine Ausbildung, sondern 
um die Vermittlung von Fähigkeiten, Fertigkeiten 
und Kenntnissen, die die Aufnahme einer Aus- 
bildung oder einer Arbeit ermöglichen. Die Zahl der 
Teilnehmer wird für das Jahr 1973/74 auf ca. 11 000 
geschätzt. Die Bundesregierung beabsichtigt, als 
Modellversuch solche Förderungslehrgänge für hirn- 
geschädigte und psychisch behinderte Jugendliche 
in ihrer Modelleinrichtung „Haus der Behinderten" 
in Bonn durchzuführen. 

Die gesetzliche Unfallversicherung erbringt seit der 
Einbeziehung der Schüler und Studenten in den 
Unfallversicherungsschutz im Jahre 1971 ebenfalls 
wesentliche Rehabilitationsleistungen für Kinder 
und Jugendliche. Zur Erfüllung dieser Aufgabe, die 
vom Kindergartenbereich bis zur Hochschule reicht, 
mußten sowohl im medizinischen als auch im beruf- 
lichen und sozialen Bereich zum Teil völlig neue 
Wege eingeschlagen werden. 


16. Teilt die Bundesregierung die Befürchtung 
vieler verantwortlicher Träger von Behinder- 
tenwerkstätten, daß nach der Anordnung 
REHA nur jene Werkstätten für Behinderte 
nach § 38 b des Schwerbeschädigtengesetzes 
gefördert werden, wenn von den Behinderten 
zu erwarten ist, daß sie ein Einkommen er- 
zielen, welches nicht unter den Regelsätzen 
des BSHG liegt (Mindestlohn monatlich ca. 
230 DM)? 

Die Voraussetzungen für diese Fragestellung sind 
inzwischen durch die fortgeschrittene Rechtsent- 


wicklung offensichtlich entfallen. Der Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung des Deutschen Bundes- 
tages ist bei den Beratungen des neuen Schwer- 
behindertengesetzes zu der Auffassung gelangt, daß 
in Zukunft von einem einheitlichen, umfassenden 
Begriff der Werkstätte für Behinderte auszugehen 
ist. Dieser Begriff muß danach für alle Gesetze 
Geltung haben, die sich mit den Werkstätten be- 
fassen. Die am 1. Mai 1974 in Kraft getretene Neu- 
fassung des Schwerbehindertengesetzes beinhaltet 
daher einen eigenständigen Begriff der Werkstätte 
für Behinderte, der auch für das Arbeitsförderungs- 
gesetz und das Bundessozialhilfegesetz Gültigkeit 
besitzt (vgl. Artikel II §§ 1, 2 des Gesetzes zur 
Weiterentwicklung des Schwerbeschädigtenrechts). 
Auch der Entwurf eines Gesetzes über die Sozial- 
versicherung Behinderter, der den in Werkstätten 
für Behinderte Tätigen einen ausreichenden Schutz 
bei Krankheit, Invalidität und Alter bringen soll 
und der gegenwärtig dem Deutschen Bundestag zur 
Beratung vorliegt (Bundestags-Drucksache 7/1992), 
geht von diesem Werkstattbegriff aus. Die in § 52 
des Schwerbehindertengesetzes geschaffene Begriffs- 
bestimmung der Werkstätte für Behinderte ent- 
spricht sowohl den Belangen der Arbeitsverwaltung 
als auch dem Anliegen der Sozialhilfeträger und der 
Behindertenorganisationen. Nach dieser Legaldefini- 
tion ist die Werkstatt für Behinderte eine Einrich- 
tung der beruflichen Rehabilitation, die den Unter- 
schieden in der individuellen Leistungsfähigkeit der 
Behinderten durchaus Rechnung trägt. Aus diesem 
Grund bietet sie neben den Arbeitsplätzen auch 
Plätze für das Arbeitstraining und verfügt über die 
erforderlichen begleitenden Dienste. 

Nach der im Gesetzgebungsverfahren gefundenen 
Lösung soll sie allen Behinderten unabhängig von 
der Art und Schwere der Behinderung offenstehen, 
sofern diese in der Lage sind, ein Mindestmaß an 
wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung zu er- 
bringen. 

Bei dieser umfassenden Konzeption der Werkstatt 
für Behinderte, die nicht auf das Entgelt, das der 
einzelne Behinderte erhält, abstellen wird, sondern 
auf das individuelle Leistungsvermögen, ist nicht zu 
befürchten, daß die Bundesanstalt für Arbeit nur 
bestimmte Werkstätten fördern wird. Dies war bei 
der institutionellen Förderung schon bisher nicht der 
Fall. 


17. Wie können Clubs mit Behinderten verstärkt 
gefördert werden, da diese Einrichtungen be- 
sonders geeignet sind, über die Freizeit den 
Behinderten soziale Kontakte zu vermitteln 
und sie aus ihrer Isolierung zu befreien? 

Behinderte sind wegen ihrer eingeschränkten Be- 
wegungs- und Entfaltungsmöglichkeiten in beson- 
derem Maße der Gefahr der Isolierung ausgesetzt. 
Die Bundesregierung hält daher die Vermittlung 
von sozialen Kontakten bei Behinderten unterein- 
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ander sowie zwischen Behinderten und Nichtbehin- 
derten für einen wichtigen Faktor in dem Bemühen, 
dieser Gefahr entgegenzuwirken. Sie begrüßt daher 
die Gründung von Clubs mit Behinderten, deren 
Ziel es vor allem ist, Behinderten Begegnungsmög- 
lichkeiten mit Nichtbehinderten zu schaffen. 

Zur Erfüllung dieser Aufgabe erhalten diese Clubs 
bereits heute nicht unerhebliche finanzielle Hilfen 
aus öffentlichen Haushalten und von privaten Insti- 
tutionen. Soweit die Bundesregierung im Rahmen 
ihrer verfassungsmäßigen Zuständigkeit finanzielle 
Förderung für diesen Zweck gewähren kann, ge- 
schieht dies vor allem im Rahmen des Bundes- 
jugendplans. Die Bundesregierung hat allein in die- 
sem Jahr für erzieherische Maßnahmen für behinder- 
te Kinder und Jugendliche etwa 1,4 Mio DM zur 
Verfügung gestellt. Daneben werden alljährlich, in 
diesem Jahr mit mehr als 100 000 DM, internationale 
Jugendbegegnungen Behinderter gefördert. Im 
übrigen erfahren Organisationen der Behinderten 
im Rahmen einer allgemeinen institutionellen Förde- 
rung weitere finanzielle Unterstützung durch den 
Bund. 

Im gleichen Maße, wie sich in letzter Zeit die Er- 
kenntnis von der Wichtigkeit der Freizeitmöglich- 
keiten für Behinderte und des Abbaues von Vor- 
urteilen als Voraussetzung einer möglichst vollstän- 
digen Integration der Behinderten in unserer Gesell- 
schaft zunehmend durchgesetzt hat, gewinnt auch die 
Funktion der Behindertenclubs steigende Bedeutung. 
Dieser Entwicklung sollte nach Auffassung der Bun- 
desregierung in den verschiedensten Förderungs- 
bereichen Rechnung getragen werden. Hierzu gehört 
nicht nur eine Verstärkung der finanziellen Hilfen 
für Behindertenorganisationen. Es sollte auch der 
äußere Rahmen der Begegnungsmöglichkeiten ver- 
bessert werden. Die Schaffung von geeigneten, auf 
die speziellen Bedürfnisse der Behinderten ausge- 
richteten Einrichtungen ist dabei ebenso wichtig wie 
die verkehrstechnische Verbesserung der Zugangs- 
möglichkeiten zu ihnen. 

Die Bundesregierung erarbeitet zur Zeit in engem 
Zusammenwirken mit Behindertenverbänden ein 
Programm zur Verbesserung der Freizeitmöglich- 
keiten für Behinderte. In diesem Programm, das zu- 
gleich Teil der gegenwärtig in Arbeit befindlichen 
freizeitpolitischen Konzeption der Bundesregierung 
sein wird (vgl. Antwort der Bundesregierung auf die 
Kleine Anfrage der SPD/FDP-Fraktionen betr. För- 
derung von Angeboten für Freizeit und Erholung, 
Bundestags-Drucksache 7/1948), werden auch die 
Funktionen der Behindertenclubs und die Möglich- 
keiten ihrer noch stärkeren Entfaltung geprüft und 
berücksichtigt werden. In diesem Zusammenhang 
wird die Bundesregierung auch mehrere Bauvor- 
haben fördern, die als Demonstrationsabjekte für 
eine Verbesserung des baulichen Bereichs der Frei- 
zeitmöqlichkeiten Behinderter dienen sollen. 


18. In welchem Umfang gedenkt die Bundesregie- 
rung den Behindertensport zu fördern, insbe- 
sondere im Hinblick auf eine frühzeitige Hin- 


führung von Jugendlichen zu Sportverbänden, 
und wie ist sichergestellt, daß Übungsleiter 
die hierfür erforderliche Zusatzausbildung er- 
halten? 

Die Bundesregierung fördert den Behindertensport 
bereits heute in erhöhtem Maße sowohl durch ihre 
gesetzgeberische Arbeit als auch durch entsprechen- 
de Initiativen im außergesetzlichen Bereich, wobei 
sich ihre finanziellen Zuwendungen allerdings - ab- 
gesehen vom Bereich des Bundesversorgungsgeset- 
zes “ aus verfassungsrechtlichen Gründen auf die 
Förderung von bundeszentralen Maßnahmen sowie 
von Forschungs- und Modellvorhaben beschränken 
müssen. Beispielhaft für die Verbesserung der Vor- 
aussetzungen des Behindertensports im gesetzlichen 
Bereich ist die Aufnahme des „Behindertensports in 
Gruppen unter ärztlicher Betreuung" als ergänzende 
Leistung der Rehabilitationsträger in das Rehabilita- 
tionsangleichungsgesetz. 

Wegen der finanziellen Leistungen der Bundesregie- 
rung für den Behindertensport im Rahmen des Bun- 
desversorgungsgesetzes und im außergesetzlichen 
Bereich wird auf den Sportbericht der Bundesregie- 
rung verwiesen, den sie dem Bundestag im Jahre 
1973 vorgelegt hat (vgl. Bundestags-Drucksache 7/ 
1040). Diese Mittel wurden im Jahre 1974 weiter 
aufgestockt. 

Eine wesentliche Voraussetzung dafür, daß behin- 
derte Jugendliche frühzeitig zu Sportverbänden hin- 
geführt werden, ist die Verbesserung der Öffent- 
lichkeitsarbeit für den Behindertensport j nach den 
bisherigen Erfahrungen der örtlichen und überört- 
lichen Behindertensportvereine werden nicht einmal 
die vorhandenen Angebote zum Behindertensport 
voll ausgenutzt, weil zahlreiche Behinderte bzw. ihre 
Angehörigen die gleiche - wenn nicht sogar noch 
eine größere - Reserviertheit gegenüber einer eige- 
nen sportlichen Betätigung zeigen wie ihre Mit- 
bürger. Da die bisherigen, meistens auch nur räum- 
lich begrenzten Werbungsversuche für den Behin- 
dertensport nicht erfolgreich waren, wird die Bun- 
desregierung zusammen mit der Stiftung Deutsche 
Sporthilfe 1975 eine Werbeaktion für den Behinder- 
tensport finanzieren, die sich vor allem an die 
Angehörigen von behinderten Kindern und Jugend- 
lichen richten wird. 

Nach Auffassung der Bundesregierung geht es auch 
darum, die vorhandenen Erkenntnisse über die Be- 
deutung des Sports als Integrationsfaktor für die 
Eingliederung der Behinderten in die Gesellschaft 
jetzt verstärkt in die praktische Arbeit umzusetzen. 
Die Bundesregierung wird deshalb durch wissen- 
schaftlich begleitete Modellversuche und durch son- 
stige Aktivitäten versuchen, dazu beizutragen, daß 
die organisatorische Basis für den Behindertensport 
erweitert wird: in Ergänzung zu den besonderen 
Programmen der Behinderten-Sportvereine sollen 
auch die anderen Sportvereine im Rahmen ihrer Pro- 
gramme für den Breitensport gezielt die Behinder- 
ten ansprechen, um diesen engere Kontakte zu 
Nichtbehinderten zu ermöglichen. Bei diesen Be- 
mühungen sind besonders auch die Bedürfnisse der 
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geistig oder seelisch Behinderten zu berücksich- 
tigen, deren sportliche Möglichkeiten in der Praxis 
noch entschieden unterentwickelt sind. 

Die im zweiten Teil der Frage angesprochene Zu- 
satzausbildung von Übungsleitern gehört zu den 
Schwerpunkten, für die die Bundesregierung in 
ihrem laufenden jährlichen Förderungsprogramm 
Mittel bereits teilt; wie bereits oben erwähnt, kann 
der Bund - abgesehen vom Bereich des Bundesver- 
sorgungsgesetzes - allerdings nur Lehrgänge auf 
bundeszentraler Ebene bezuschussen; wegen der 
Einzelheiten wird auf den o. a. Sportbericht der 
Bundesregierung von 1973 verwiesen. Für die Fort- 


bildungsmaßnahmen im regionalen Raum sind die 
Länder zuständig. In die ausschließliche Kompetenz 
der Länder fallen auch gesetzliche Regelungen über 
die Qualifikation von Ärzten und Sportlehrern für 
den Behindertensport. Gewisse Auswirkungen auf 
den Behindertensport dürften die Entwürfe der 
Bundesregierung zu einem Gesetz über den Beruf 
des Beschäftigungs- und Arbeitstherapeuten, der z. Z. 
vom Bundesrat beraten wird, und zu einer Aus- 
bildungs- und Prüfungsordnung für Beschäftigungs- 
und Arbeitstherapeuten, die z. Z. vom Bundesmini- 
sterium für Jugend, Familie und Gesundheit vorbe- 
reitet wird, haben. 
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